
 
Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 905/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 06.11.2014 
Bearbeiter: Heike Ramcke AZ: 3/904-490 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanzausschuss der Gemeinde Appen 25.11.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 02.12.2014 öffentlich 

 
Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen bis 6.11.2014 
 
Sachverhalt: 
Die noch zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen belaufen sich gemäß Anla-
ge mit Stand vom 6.11.2014 im Verwaltungshaushalt auf 19.389,49 € und im Vermö-
genshaushalt auf 29.313,71 €. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
-entfällt- 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Deckung für Haushaltsüberschreitungen ist durch Mehreinnahmen bzw. Minder-
ausgaben bei anderen Haushaltsstellen gewährleistet.  
 
Fördermittel durch Dritte: 
-entfällt- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, die Haushaltsüberschrei-
tungen im Verwaltungshaushalt mit 19.389,49 € und im Vermögenshaushalt mit 
29.313,71 € zu genehmigen.  
 
 
 
 
 
__________________ 
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          Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand 6.11.2014)  
 
 
 



EUR EUR EUR EUR EUR
1 2 3 4 5 6 7 8

Verwaltungshaushalt
Deckungskreis 169 Innere Verrechnungen 316.500,00 325.121,98 8.621,98 0,00 8.621,98 Mehr Leistungen des Bauhofes als 

eingeplant in folgenden Bereichen: 
Heimatpflege, Sportplätze, 
Gemeindestraßen, Landwirtschaftliche 
Wege und Ordnungswesen (Fundsachen, 
Entsorgung von illegalem Müll) 

70000.673000 Abwassergebühren 332.000,00 356.420,25 24.420,25 13.652,74 10.767,51 Vorauszahlung 2014 (357.912,00 € )     
Abrechnung 2013 für die Übergabestelle 
Marseille-Kaserne (Guthaben 12.259,26 €), 
Übergabestelle Beeksfelde (Guthaben   
49.007,79 €), Übergabestelle 
AppenerStr./Schwarzer Berg/Kleineinleiter 
(Nachzahlung 59.775,30 €)

Summe 648.500,00 681.542,23 33.042,23 13.652,74 19.389,49
19.389,49 Stand 6.11.2014

Vermögenshaushalt
88010.950001 Dachsanierung Schulstraße 8 0,00 29.313,71 29.313,71 0,00 29.313,71 Maßnahme noch nicht abgeschlossen

Summe 0,00 29.313,71 29.313,71 0,00 29.313,71
29.313,71 Stand 6.11.2014

Haushaltsüberschreitungen 2014 der Gemeinde Appen

Bezeichnung der HaushaltsstelleHaushaltsstelle Begründung
noch zu 

genehmigen

noch zu genehmigen im Vermögenshaushalt  =

Soll nach dem 
Haushaltsplan 
(einschließl. 
Nachtrags-
haushalt) 

Anordnungssoll Mehrbetrag
davon 
bereits 

genehmigt

noch zu genehmigen im Verwaltungshaushalt  =
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Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 896/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 20.10.2014 
Bearbeiter: Heike Ramcke AZ: GG 9.9054 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanzausschuss der Gemeinde Appen 25.11.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 02.12.2014 öffentlich 

 
Verzinsung des aufgewandten Kapitals für kostenrechnende 
Einrichtungen 
 
Sachverhalt: 
Nach § 11 der Landesverordnung über die Aufstellung und Ausführung eines kame-
ralen Haushaltsplanes der Gemeinden (Gemeindehaushaltsverordnung-kameral) 
sind für Einrichtungen, die in der Regel ganz oder nicht nur im geringem Umfang aus 
Entgelten finanziert werden, sogenannte kostenrechnende Einrichtungen, angemes-
sene Abschreibungen und eine angemessene Verzinsung des aufgewandten Kapi-
tals zu veranschlagen. In der Gemeinde Appen werden die Niederschlagswasser- 
und Schmutzwasserbeseitigung als kostenrechnenden Einrichtungen geführt. Zur 
Wahrung der Kontinuität in der Finanzwirtschaft der kostenrechnenden Einrichtungen 
empfiehlt der Gesetzgeber, den Zinssatz jeweils für einen längerfristigen Zeitraum 
unverändert zu lassen.  
Nach den Ausführungsanweisungen des Gesetzgebers  war bislang ein Zinssatz 
zwischen 4 % und 6 % abhängig von der aktuellen Zinslandschaft als angemessen 
anzusehen. Seit Inkrafttreten der neuen Gemeindehaushaltsverordnung zum 1. Ja-
nuar 2013 gilt ein Habenzinssatz als angemessen, wie ihn die Gemeinde im Durch-
schnitt einiger Jahre bei Anlegung ihres Kapitals (z.B. auf Festgeld- oder Rücklagen-
konten) erzielen könnte. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verzinsung des aufgewandten Kapitals für die kostenrechnenden Einrichtungen 
der Gemeinde Appen betrug bisher 6 %. Aufgrund der veränderten Zinslandschaft in 
den letzten Jahren ist der bisherige Zinssatz von 6 % nicht mehr angemessen.  
Ein einheitlicher kalkulatorischer Zinssatz ermittelt sich aus dem Durchschnitt der 
Soll-Zínsen für die aufgenommenen Kredite für den Bereich der Ortsentwässerung 
(derzeit 3,95 % für die noch laufenden Kredite) und den Haben-Zinsen für die ertrag-
bringende Anlegung des eigenen Kapitals. Hierbei sollte für die Ermittlung des 
Durchschnitts ein längerer Abschnitt, etwa bis zu 10 Jahren, gewählt werden. Es ist 
davon auszugehen, dass die Soll- und Habenzinsen sich in Zukunft wieder nach 
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oben entwickeln. 
Um den kalkulatorischen Zinssatz nicht von den Schwankungen am Kapitalmarkt 
abhängig zu machen und somit größere Gebührenschwankungen zu vermeiden, wird 
verwaltungsseitig ab 1.1.2015 ein angemessener Einheitszinssatz von 4 % vorge-
schlagen. 
Dieser Einheitszinssatz wird künftig auch für die übrigen Bereiche, die nicht  kosten-
rechnende Einrichtungen sind, angewandt.  
 
 
Finanzierung: 
Im Bereich der Schmutzwasserbeseitigung wirkt sich die Senkung des Zinssatzes um 
2 % in 2015 mit einer Mindereinnahme von rund 28.200 € aus.  
Im Bereich der Niederschlagswasserbeseitigung ist mit Minderausgaben in 2015 in 
Höhe von rund 27.900 € zu rechnen. 
 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
-entfällt- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, ab 1.1.2015 einen Ein-
heitszinssatz von 4 % für die Verzinsung des aufgewandten Kapitals für kostenrech-
nende Einrichtungen zu beschließen. 
Dieser Einheitszinssatz wird auch für die übrigen Bereiche, die nicht  kostenrechnen-
de Einrichtungen sind, angewandt. 
  
 
 
 
 
 
__________________ 
Banaschak 
 
 
 
  
 
 
 



 
Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 892/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 14.10.2014 
Bearbeiter: Jennifer Jathe-Klemm AZ: 4 / 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales 
der Gemeinde Appen 

04.11.2014 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Appen 25.11.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 02.12.2014 öffentlich 

 
I. Nachtrag zu den Finanzierungsverträgen für die Kindertagesstätten 
hier: Prüfungsrecht 
 
Sachverhalt: 
 
Während der letzten Sitzung des Finanzausschusses kam die Frage auf inwieweit 
die Jahresrechnungen der Kindertagesstätten geprüft werden.  
 
Zurzeit werden die Jahresrechnungen von den Trägern der Kindertagesstätten vor-
gelegt und dann in der Amtsverwaltung auf Vollständig- und Verständlichkeit geprüft. 
Eine Belegprüfung erfolgt nicht und ist auch vertraglich bisher nicht vorgesehen. 
 
In den anderen amtsangehörigen Gemeinden ist es üblich und vertraglich vereinbart, 
dass der Prüfungsausschuss der jeweiligen Gemeinde stichprobeartig die Jahres-
rechnungen der Gemeinden im Amtshaus und stichprobeartig die Jahresrechnungen 
der Kindertagesstätten beim Träger prüft. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Aus Sicht der Verwaltung wäre es begrüßenswert, wenn ein derartiges Verfahren 
auch in der Gemeinde Appen eingeführt wird.  
 
Da dieses Verfahren vertraglich geregelt werden müsste, sollte ein I. Nachtrag zum 
jeweiligen Finanzierungsvertrag gefertigt werden, Entwurf siehe Anlage. 
 
Sollte eine derartige Regelung eingeführt werden, sollte im Rahmen der Gleichbe-
handlung auf jeden Fall ein entsprechender Nachtrag zum Finanzierungsvertrag mit 
beiden Trägern (Lebenshilfe und Kirchengemeinde) geschlossen werden. 
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Die Träger der Kindertagesstätten haben vorsorglich ein Schreiben über diese Pla-
nungen erhalten. 
 
Es müsste jedoch kein gesonderter Prüfungsausschuss gewählt werden, es kann 
auch die Regelung geben, dass drei Ausschussmitglieder (dann wäre jede Fraktion 
vertreten) vom Ausschuss für Schule, Kultur, Sport oder Soziales – alternativ vom 
Finanzausschuss – das Prüfrecht ausüben können.  
 
 
 
Finanzierung: 
 
Entfällt  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales empfiehlt / der Finanzaus-
schuss empfiehlt / die Gemeindevertretung beschließt, dem Entwurf des I. Nachtrags 
zum jeweiligen Finanzierungsvertrag für die Kindertagesstätten zur Einführung eines 
Prüfrechts zuzustimmen. 
 
Das Prüfrecht wird von drei Mitgliedern des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport 
und Soziales / Finanzausschuss ausgeführt. Die Mitglieder werden jeweils zum Jah-
resanfang von den Fraktionsvorsitzenden benannt. 
   
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Banaschak 
 
 
 
Anlagen: 
Entwurf I. Nachtrag   
 
 
 



I. Nachtrag 
 

zum 
 

Finanzierungsvertrag der Kindertagesstätte 
 
 
zwischen  der ev. St. Johannes Kirchengemeinde Appen 

 
 – vertreten durch den Vorsitzendes des 
Kirchengemeinderats Pastor Frank Schüler - 

 
und     der Gemeinde Appen 
 

- vertreten durch Herrn Bürgermeister Hans-Joachim 
Banaschak - 

 
 
Es wird folgender I. Nachtrag zum Vertrag vom XX.XX.XXXX geschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
In § 4 wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:  
 
Prüfungsrecht: Die Gemeinde Appen hat das Recht, die Jahresrechnung der 
Kindertagesstätte durch die ernannten Prüfungsmitglieder der Gemeinde Appen zu 
überprüfen. 
 
Alle anderen Absätze werden entsprechend verschoben. 
 
 

Artikel 2 
 
Die übrigen Bestimmungen des Vertrages bleiben unverändert. 
 
 
 
Appen, den       Appen, den  
 
 
Für die Gemeinde Appen    Für die Kirchengemeinde 
 
 
 
(Banaschak)      (Schüler) 
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I. Nachtrag 
 

zum 
 

Finanzierungsvertrag der Kindertagesstätte 
 
 
zwischen  der Lebenshilfe für Menschen mit Behinderungen im Kreis 

Pinneberg gemeinnützige GmbH 
 

  
 
und     der Gemeinde Appen 
 

- vertreten durch Herrn Bürgermeister Hans-Joachim 
Banaschak - 

 
 
Es wird folgender I. Nachtrag zum Vertrag vom 10.07.2012 geschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
In § 5 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:  
 
Prüfungsrecht: Die Gemeinde Appen hat das Recht, die Jahresrechnung der 
Kindertagesstätte durch die ernannten Prüfungsmitglieder der Gemeinde Appen zu 
überprüfen. 
 
Alle anderen Absätze werden entsprechend verschoben. 
 
 

Artikel 2 
 
Die übrigen Bestimmungen des Vertrages bleiben unverändert. 
 
 
 
Appen, den       Elmshorn, den  
 
 
Für die Gemeinde Appen    Für die Lebenshilfe 
 
 
 
(Banaschak)      (Behrens) 
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Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 889/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 14.10.2014 
Bearbeiter: Jennifer Jathe-Klemm AZ: 4 / 461.1712 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales 
der Gemeinde Appen 

04.11.2014 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Appen 25.11.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 02.12.2014 öffentlich 

 
Betriebskostenzuschuss 2015 für den heilp. Nachbarschaftskindergarten 
der Lebenshilfe in Appen-Etz 
 
Sachverhalt: 
 
Die Lebenshilfe für Menschen mit Behinderungen im Kreis Pinneberg gGmbH hat 
den Haushaltsvoranschlag für das Jahr 2015 (siehe Anlage) eingereicht. 
 
Aufgrund einer extremen Kostensteigerung im Vergleich zu den Vorjahren wurde auf 
Nachfrage noch ein gesondertes Erläuterungsschreiben (siehe Anlage) eingereicht. 
 
Gesamteinnahmen von 185.123 Euro stehen Gesamtausgaben in Höhe von 326.923 
Euro gegenüber, daraus ergibt sich ein Zuschussbedarf in Höhe von 141.800 Euro. 
 
Für das Jahr 2014 wurde ein Zuschuss in Höhe von insgesamt 109.800 Euro ge-
währt (Jahresrechnung 2014 bleibt abzuwarten), so dass sich eine Erhöhung von 
32.000 Euro ergibt. Diese Kostensteigerung ist auf die Ansätze Personalkosten, 
Baumpflege und Miete zurückzuführen. Die Erläuterungen können der Anlage ent-
nommen werden. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Ansätze, mit Ausnahme der Personalkosten, Sonderzuschuss Baumpflege und 
Miete, entsprechen im Wesentlichen denen des Vorjahres und den festgesetzten 
Pauschalen gemäß der Nebenabrede zum Finanzierungsvertrag. 
 
Die voraussichtlichen Elternbeiträge in Höhe 115.368 Euro decken etwa 35,28% der 
Gesamtausgaben. 
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Finanzierung: 
 
Bei der Haushaltsstelle 46400.717000 ist der Zuschuss in Höhe von 141.800 Euro 
bereitzustellen.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Die Kreis- und Landesmittel sind im Haushaltsvoranschlag entsprechend eingeplant. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales empfiehlt / der Finanzaus-
schuss empfiehlt / die Gemeindevertretung beschließt, die von der Lebenshilfe auf-
geführten Kosten für das Jahr 2015 als zuschussfähig anzuerkennen. 
 
Im Haushaltsplan der Gemeinde Appen werden 141.800 Euro als Zuschuss für den 
heilpädagogischen Nachbarschaftskindergarten in Appen-Etz eingeplant.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Banaschak 
 
 
 
Anlagen: 
Haushaltsvoranschlag 2015 
Erläuterungsschreiben vom 25.09.2014  
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Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 891/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 14.10.2014 
Bearbeiter: Jennifer Jathe-Klemm AZ: 4 / 461.1711 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales 
der Gemeinde Appen 

04.11.2014 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Appen 25.11.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 02.12.2014 öffentlich 

 
Betriebskostenzuschuss 2015 für den ev. St. Johannes Kindergarten in 
Appen 
 
Sachverhalt: 
 
Der Kirchenkreis Hamburg-West/Südholstein hat den Haushaltsplanentwurf für das 
Jahr 2015 eingereicht (siehe Anlage). Aufgrund eines Fehlers wurde das ursprüngli-
che Defizit von 462.900 Euro auf 446.620 Euro reduziert.  
 
Als Anlage ist lediglich ein Haushaltsplanentwurf ohne Erläuterungen beigefügt, da 
diese aus Datenschutzgründen nur für den kircheninternen Gebrauch bestimmt sind.  
 
Erträge von 631.190 Euro stehen Aufwendungen in Höhe von 1.077.810 Euro ge-
genüber, daraus ergibt sich ein Zuschussbedarf in Höhe von 446.620 Euro. 
 
Für das Jahr 2014 wurde ein Zuschuss in Höhe von 380.770 Euro gewährt (Jahres-
rechnung bleibt noch abzuwarten), so dass sich eine Kostensteigerung in Höhe von 
65.850 Euro ergibt.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Kostensteigerung ist im Wesentlichen auf folgende Ansätze zurückzuführen: 
 

• weniger Elternbeiträge (insbesondere durch freizuhaltende Einzelintegrations-
plätze) 

• Personalkosten (Einführung Spätdienst, prozentuale Erhöhung) 
• Baumaßnahmen Gebäudeunterhaltung (Restarbeiten aus dem Begehungs-

protokoll) 
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Die voraussichtlichen Elternbeiträge in Höhe von 279.420 Euro und die Sozialstaf-
felerstattungen in Höhe von 49.310 Euro decken etwa 30,49% der Gesamtausgaben. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Bei der Haushaltsstelle 46400.677000 ist der Zuschuss in Höhe von 446.700 Euro 
bereitzustellen.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Die Kreis- und Landesmittel sind im Haushaltsvoranschlag entsprechend eingeplant. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales empfiehlt / der Finanzaus-
schuss empfiehlt / die Gemeindevertretung beschließt, die von dem Kirchenkreis 
Hamburg-West/Südholstein aufgeführten Kosten für das Jahr 2015 als zuschussfähig 
anzuerkennen. 
 
Im Haushaltsplan der Gemeinde Appen werden 446.700 Euro als Zuschuss für den 
ev. St. Johannes Kindergarten Appen eingeplant.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Banaschak 
 
 
 
Anlagen: 
Wirtschaftsplan 2015  
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Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 893/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 14.10.2014 
Bearbeiter: Jennifer Jathe-Klemm AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales 
der Gemeinde Appen 

04.11.2014 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Appen 25.11.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 02.12.2014 öffentlich 

 
Vereinbarung über die gemeinsame Finanzierung der Wahrnehmung der 
Qualifikation von Kindertagespflegepersonen und die Vermittlung von 
Tagespflegeverhältnissen 
 
Sachverhalt: 
 
Bisher erfolgte die Finanzierung der Familienbildungsstätten zur Vermittlung und Be-
ratung von Tagespflegestellen durch jährliche Anträge der Familienbildungsstätten 
an die Gemeinden. Diese haben sich ggf. mit einem gemeindlichen Anteil an den 
Kosten  beteiligt, andernfalls erfolgte keine Leistung der Familienbildungsstätte für 
die jeweilige Gemeinde. 
 
Um die jeweiligen Familienbildungsstätten von erheblichem Organisations- und Ver-
waltungsaufwand zu entlasten wurde eine Arbeitsgruppe gegründet. An dieser Ar-
beitsgruppe waren Vertreter des Kreises und der Kommunen beteiligt. Diese Arbeits-
gruppe hat sich ausführlich mit der Thematik befasst und die anliegende Vereinba-
rung ausgearbeitet. 
 
Die Berechnung der Gemeindeanteile können der Anlage zur Vereinbarung ent-
nommen werden.  
Für die Gemeinde Appen würde sich ein Gemeindeanteil in Höhe von 2.469,09 Euro 
ergeben. 
 
Die Erhöhung (siehe Anlage) ergibt sich aus einem insgesamt gestiegenem Finan-
zierungsbedarf. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
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Seitens der Verwaltung wird dieses Verfahren sehr begrüßt. Die Gemeinden hätten 
bei der Finanzierung für die nächsten 5 Jahre Planungssicherheit.  
 
Die Gemeinde Appen müsste grundsätzlich entscheiden, ob eine Beteiligung an der 
Tagespflege wieder erfolgen soll. In den vergangenen Jahren hat sich die Gemeinde 
Appen nicht an den Kosten für die Familienbildungsstätte Pinneberg beteiligt. 
 
Die Nachfrage an Betreuungsplätzen für Kinder unter 3 Jahren steigt aber kontinuier-
lich an. Insbesondere durch die erhöhte Anzahl der Kinder auf der Warteliste für ei-
nen Krippenplatz im Jahr 2015 wäre es sehr hilfreich, wenn die Eltern zur Vermittlung 
von Tagespflegestellen an die Familienbildungsstätte verwiesen werden könnten. 
Der Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz ist auch mit einem Betreuungsplatz 
bei einer Tagespflegeperson erfüllt.  
 
 
 
Finanzierung: 
 
Im Haushaltsplan 2015 wäre ein Betrag in Höhe von 2.500 Euro zur Verfügung zu-
stellen.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Der Kreisanteil beträgt jährlich 246.400 Euro. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales empfiehlt / der Finanzaus-
schuss empfiehlt / die Gemeindevertretung beschließt, die Vereinbarung zwischen 
dem Kreis Pinneberg und der Gemeinde Appen über die gemeinsame Finanzierung 
der Wahrnehmung der Qualifikation von Kindertagespflegepersonen und die Vermitt-
lung von Tagespflegeverhältnissen durch die Kreis-Arbeitsgemeinschaft (AG) der 
Familienbildungsstätten abzuschließen. 
 
Die Haushaltsmittel werden entsprechend zur Verfügung gestellt.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Banaschak 
 
 
 
Anlagen: 
Entwurf der Vereinbarung  
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Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 899/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 28.10.2014 
Bearbeiter: Inka Backer AZ: 9/700-212 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanzausschuss der Gemeinde Appen 25.11.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 02.12.2014 öffentlich 

 
Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale 
Abwasserbeseitigung der Gemeinde Appen (Beitrags- und 
Gebührensatzung) 
 
Sachverhalt: 
Die Gebührenkalkulation für die Schmutzwasserbeseitigung in der Gemeinde Appen 
hat ergeben, dass die Grundgebühren zum 1. Januar 2015 erhöht werden müssen. 
Die Zusatzgebühr kann dagegen gesenkt werden. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Verwaltungsseitig wird empfohlen, die ermittelten Gebührensätze zur Kenntnis zu 
nehmen und einer Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zum 1. Januar 
2015 zuzustimmen.  
 
 
Finanzierung: 
Die entsprechenden Benutzungsgebühren sind im Haushaltsplanentwurf 2015 bei 
der Haushaltsstelle 70000 110000 eingeplant worden. 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
Entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, die anliegende 8. Nach-
tragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Abwas-
serbeseitigung der Gemeinde Appen (Beitrags- und Gebührensatzung) zu beschlie-
ßen. 
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__________________ 
Banaschak 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: 8. Nachtragssatzung 
 
 
 



 
8. Nachtragssatzung 

zur Satzung über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren  
für die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Appen  

(Beitrags- und Gebührensatzung) 
 
Die Gemeindevertretung beschließt aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für 
Schleswig-Holstein und der §§ 1, 2 und 6 des Kommunalabgabengesetzes des Lan-
des Schleswig-Holstein in ihrer Sitzung am 2. Dezember 2014 folgende 8. Nach-
tragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Abwas-
serbeseitigung der Gemeinde Appen (Beitrags- und Gebührensatzung): 
 
 

Artikel I 
 
§ 13 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Grundgebühr beträgt je Wohneinheit monatlich   4,34 Euro, 
 mindestens jedoch je Grundstücksanschluss    6,51 Euro. 
 
 Für Grundstücke, die direkt an den Hauptsammler West 
 angeschlossen sind, wird keine Grundgebühr erhoben. 
 
(2) Die Zusatzgebühr beträgt je Kubikmeter Abwasser 
 a) bei Grundstücken, die über den unmittelbaren Kanalan- 
     schluss der Marseille-Kaserne an den Hauptsammler 
     West entsorgt werden       1,17 Euro, 
 
 b) bei allen anderen an den gemeindlichen Anlagen oder 
     an den Hauptsammler West unmittelbar angeschlossenen 
     Grundstücken         1,57 Euro. 
 
(3) Die Benutzungsgebühr nach § 12 Absatz 3 beträgt für die 
 Abwasserbeseitigung 
 a) aus abflusslosen Gruben monatlich (17 Entleerungen jährlich)     115,00 Euro, 
 b) aus Hauskläranlagen monatlich (2 Entleerungen jährlich)          20,45 Euro 
     je Anlage. 
 
 

Artikel II 
 
Die 8. Nachtragssatzung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 
 
Appen, den 2. Dezember 2014 
 
 
 
Banaschak 
Bürgermeister 
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Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 886/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 19.09.2014 
Bearbeiter: Margitta Wulff AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Umweltausschuss der Gemeinde Appen 13.11.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 02.12.2014 öffentlich 

 
Beitritt zum gemeinnützigen Förderverein "Kulturlandschaft Pinneberger 
Baumschulland e.V. 
 
Sachverhalt: 
Der Kreis Pinneberg hat gemeinsam mit Gemeinden, Verbänden und Einzelpersonen 
im März 2014 den Förderverein „Kulturlandschaft Pinneberger Baumschulland e.V.“ 
gegründet. Er dient dem Erhalt, der Pflege und der Förderung dieser traditionsrei-
chen Baumschulkultur in einem der ältesten und größten zusammenhängenden 
Baumschulgebiete der Welt.  
Die Kulturlandschaft Pinneberger Baumschulland hat sich im Zuge der Internationa-
len Gartenschau Hamburg (igs 2013) bereits als starker Partner der Metropolregion 
Hamburg gezeigt. Ein während dieser Zeit aufgebautes Netzwerk soll nicht nur erhal-
ten, sondern weiter ausbebaut werden, um die Gartenkultur, die  Landschaftspflege, 
die Naherholung und den Tourismus im Baumschulgebiet des Kreises Pinneberg zu 
fördern mit den Zielen: 

- Erhalt der Kulturlandschaft 
- Schutz, Erhalt und Förderung gartenkultureller Einrichtungen 
- Neuentwicklung und Förderung gartenkultureller, landschaftspflegerischer und 

umweltpädagogischer Aktivitäten und Einrichtungen 
 
Der Förderverein betreibt dazu Öffentlichkeitsarbeit mit Veranstaltungen, Publikatio-
nen, Ausstellungen, Führungen sowie weiteren Informationsmedien, unterstützt For-
schungsvorhaben; arbeitet mit in Vereinen, Verbänden, vergleichbaren Initiativen 
oder Dachorganisationen, die den Vereinszweck und seine Ziele unterstützen und 
gewinnt Fördermittel für Projekte im Vereinsgebiet. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Im Gemeindegebiet der Gemeinde Appen sind mehrere Baumschulbetriebe ange-
siedelt. Mit der Mitgliedschaft würde die Gemeinde ein Zeichen setzen, dass sie sich 
mit den Baumschulbetrieben in ihrer Region verbunden fühlt und damit ihre Interes-
sen und Ziele unterstützt  
 
Ein Mitgliedsbeitrag ist von der Gemeinde nicht zu zahlen. Gemäß § 6 Abs. 2  der 
Satzung sollen Gebietskörperschaften (Gemeinden, Städte, Kreise..) als ordentliche 
Mitglieder beitragsfrei bleiben. 
 
 
 
 
Finanzierung: 
e n t f ä l l t   
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
keine  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Umweltausschuss empfiehlt / der Finanzausschuss empfiehlt / die Gemeindever-
tretung beschließt, dem gemeinnützigen Förderverein „Kulturlandschaft Pinneberger 
Baumschulland e.V.“ als Mitglied beizutreten, um letztendlich auch ein Zeichen der 
Verbundenheit zu setzen und damit die eigenen Baumschulbetriebe in ihren Interes-
sen und Zielen unterstützt.  
Ein Mitgliedsbeitrag ist lt. Satzung nicht zu zahlen. 
 
  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
(H.-J. Banaschak) 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen:   Satzung    
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Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 888/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 14.10.2014 
Bearbeiter: Jennifer Jathe-Klemm AZ: 4 / 021.3123 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales 
der Gemeinde Appen 

04.11.2014 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Appen 25.11.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 02.12.2014 öffentlich 

 
Karnevalsveranstaltung für Jung und Alt im Jahr 2015 
 
Sachverhalt: 
 
Für Sonntag, den 25.01.2014 ist wieder eine Karnevalsveranstaltung im Appener 
Bürgerhaus geplant. Das DRK – Ortsverein Appen wäre wieder bereit diese Veran-
staltung durchzuführen. Allerdings unter der Voraussetzung, dass keine finanziellen 
Nachteile für den Verein entstehen. 
 
Eine Nachfrage beim DRK – Ortsverein Appen hat ergeben, dass davon ausgegan-
gen wird, dass ein Zuschuss in Höhe von 500 Euro ausreichend sein müsste. Aller-
dings liegt dem DRK – Ortsverein Appen keine weiteren Informationen von den 
Moorreger Karnevalisten vor. Sollte der Zuschuss nicht ausreichend sein, müsste 
dieser nachträglich noch angepasst werden. 
  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Anzumerken ist, dass neben dem tatsächlichen finanziellen Zuschuss an das DRK – 
Ortsverein Appen auch noch weitere Kosten für die Leistungen des Bauhofes und 
des Hausmeisters anfallen. 
Außerdem steht das Bürgerhaus ein gesamtes Wochenende nicht für eine Vermie-
tung zur Verfügung. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Entsprechende Haushaltsmittel müssten im Haushaltsplan 2015 zur Verfügung ge-

Ö  12



stellt werden.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales empfiehlt / der Finanzaus-
schuss empfiehlt / die Gemeindevertretung beschließt, dem DRK – Ortsverein Appen 
für die Durchführung der Veranstaltung „Karneval für Jung und Alt“ am Sonntag, den 
25.01.2015 einen Zuschuss in Höhe von 500,00 Euro zu gewähren. 
 
Sollte dieser Zuschuss nicht ausreichend sein, ist vom DRK – Ortsverein Appen eine 
entsprechende Abrechnung vorzulegen. 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Banaschak 
 
 
 
Anlagen:  
 
 
 



 
Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 901/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 29.10.2014 
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Bauausschuss der Gemeinde Appen 20.11.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 02.12.2014 öffentlich 

 
Satzungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 26 -Gewerbegebiet 
Hasenkamp- für das Gebiet nördlich der Grotwisch, südlich der Straße 
Hasenkamp, östlich der Appener Straße und westlich der Straße "Lange 
Twiete" 
 
Sachverhalt: 
Im Rahmen der Sitzungsperiode September 2014 haben sich die gemeindlichen 
Gremien mit der Abwägung der aus den Beteiligungen der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit eingegangenen Stellungnahmen  
befasst. Im Rahmen der Beschlussfassung wurde die Abwägung der landesplaneri-
schen Stellungnahme zurück gestellt, da die vom Land angemerkten Bedenken hin-
sichtlich der Begrenzung der Zulässigkeit von Betriebsleiterwohnungen im Gewerbe-
gebiet nicht abschließend rechtssicher geprüft werden konnten. 
 
Zwischenzeitig haben sich Planungsbüro und Innenministerium fachlich ausge-
tauscht. Im Ergebnis ist festzustellen, dass nach Auskunft des Planungsbüros eine 
Festsetzung zur Steuerung der Betriebsleiterwohnungen möglich ist. Die vorgeschla-
gene Festsetzung für den Bebauungsplan lautet wie folgt: 
 
Gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO sind im Gewerbegebiet Wohnungen für Aufsichts- 
und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter nur aus-
nahmsweise zulässig. 
Je Betrieb und Grundstück ist dabei maximal eine Wohnung zulassungsfähig, und 
dies auch nur sofern diese dem Gewerbebetrieb zugeordnet ist, ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse deutlich untergeordnet ist und die Grundstücksfläche 
des Betriebes mindestens 2.500 m² beträgt. 
 
Mit dieser Formulierung ist klargestellt, dass Wohnungen nur ausnahmsweise zuläs-
sig sind. Kriterien für eine ausnahmsweise Zulassung ist die Anzahl (1), die Betriebs-
zuordnung (Festschreibung durch Baulast), die deutliche Unterordnung (51% reichen 
nicht aus) und die notwendige Grundstücksfläche (2.500m²).  
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Durch diese Festsetzung wird die Zulässigkeit einer Betriebsleiterwohnung deutlich 
eingeschränkt und nur für Betriebe ermöglicht, die alle vorgenannten Kriterien erfül-
len. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Aus Sicht der Verwaltung trägt die vorgeschlagene Festsetzung den bisherigen Ge-
dankenansätzen der politischen Vertreter am meisten Rechnung und sollte deshalb 
für das neue Gewerbegebiet übernommen werden. 
 
Der Bebauungsplan, die Begründung und die Abwägung wurden entsprechend über-
arbeitet und liegen anbei. Die weitergehenden Dokumente, z.B. Umweltbericht, 
mussten nicht überarbeitet werden und sind deshalb auch nicht erneut verschickt 
worden. 
 
Die Verwaltung rät dem Beschlussvorschlag zu folgen. 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Kosten des Verfahrens trägt die Gemeinde. Die Planungskosten stehen haus-
haltsrechtlich zur Verfügung.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
Entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bauausschuss empfiehlt/Die Gemeindevertretung beschließt: 
 

1. Die während der öffentlichen Auslegung des Entwurfes des Bebauungsplanes 
Nr. 26  -Gewerbegebiet Hasenkamp- für das Gebiet nördlich der Grotwisch, 
südlich der Straße Hasenkamp, östlich der Appener Straße und westlich der 
Straße "Lange Twiete" abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange hat die Gemeinde-
vertretung mit folgendem Ergebnis geprüft: 

 
Berücksichtigt werden die Stellungnahmen gem. vorliegendem Abwägungsvorschlag 
der Verwaltung. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben ha-
ben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen. 
 

2. Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches sowie nach § 84 der Landesbauord-
nung beschließt die Gemeindevertretung den Bebauungsplan Nr. 26 -
Gewerbegebiet Hasenkamp- für das Gebiet nördlich der Grotwisch, südlich 
der Straße Hasenkamp, östlich der Appener Straße und westlich der Straße 
"Lange Twiete", bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil 
B), als Satzung. 

 



3. Die Begründung wird gebilligt.  
 

4. Der Beschluss des B-Planes durch die Gemeindevertretung ist nach § 10 
BauGB ortsüblich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, 
wo der Plan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung während der 
Sprechstunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden 
kann.  

 
 
 
 
 
 
__________________ 
Banaschak 
 
 
 
Anlagen: 

- Planzeichnung, Begründung, Abwägungsvorschlag 
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Gemeinde Appen 
 
 

Begründung zum  
Bebauungsplan Nr. 26  
„Erweiterung Gewerbegebiet Hasenkamp“  
 
für das Gebiet nördlich der Grotwisch, südlich der Straße Hasenkamp, 
östlich der Appener Straße und westlich der Straße Lange Twiete 
 

Teil I: Städtebaulicher Teil 
 
Stand: Vorlage zum Satzungsbeschluss, 23.10.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auftragnehmer und Bearbeitung: 
Dipl.-Ing. Bauassessorin Stephanie Thies 
Dipl.-Ing. Bauassessor Gerd Kruse 
 

 
 
 

Straßenbahnring 13, 20251 Hamburg 
Tel. 040 460955-60, Fax -70, mail@elbberg.de, www.elbberg.de 
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1 Allgemeines 
 

1.1 Planungsanlass und Verfahren 
Anlass für die Aufstellung dieses Bebauungsplans (B-Plans) Nr. 26 ist die Schaffung von 
neuen Gewerbeflächen, da in der Gemeinde Appen eine hohe Nachfrage nach freien Ge-
werbeflächen besteht und die vorhandenen Gewerbeflächen bereits vollständig verkauft 
sind. 

Derzeit liegen der Gemeinde 25 schriftliche Anfragen durch Unternehmen nach verfügbaren 
Gewerbeflächen vor. Dabei handelt es sich bei rund 20 Betrieben um bereits ortsansässige 
Betriebe, die bislang in Wohn- oder Mischgebieten ansässig waren oder die sich in einem 
Gewerbegebiet vergrößern möchten, oder um auswärtige Unternehmen, die aufgrund ihrer 
Flächennachfragen von ca. 1.000 - 5.000 m² als ortsangemessene Betriebsgrößen bezeich-
net werden können. Der Gesamtumfang der durch ortsansässige Betriebe oder durch orts-
angemessene auswärtige Betriebe angefragten Flächen übersteigt bereits die durch diesen 
B-Plan vorgesehenen neu zu schaffenden Gewerbeflächen. Durch die Verlagerung und Ver-
größerung von ortsansässigen Betrieben werden voraussichtlich nur in geringem Umfang 
von etwa 1.000 m² sonstige Gewerbeflächen innerhalb Appens frei, die wiederum für eine 
Gewerbenutzung zur Verfügung stehen können. 

Im Bestand sind hierfür keine Gewerbeflächen verfügbar. Die Fläche nördlich des bestehen-
den Gewerbegebiets Hasenkamp an der Straße Ossenblink ist grundsätzlich für eine Erwei-
terung geeignet. Sie wird aber auf absehbare Zeit nicht zur Verfügung stehen. Alternative 
Flächen, die sich für eine Gewerbeflächenentwicklung in der Gemeinde eignen könnten sind 
nicht vorhanden. Potenziell bebaubare Flächen innerhalb des Ortes stehen derzeit nicht zur 
Verfügung, die Gemeinde hat diesbezüglich aber eine Vorkaufsrechtsatzung aufgestellt. Die-
se eignen sich aber eher für eine Wohnbauflächenentwicklung. Die Entwicklungsmöglichkei-
ten am Ortsrand sind durch die die angrenzenden Landschaftsschutzgebiete stark einge-
schränkt. Dort potentiell verfügbare Flächen bieten sich aufgrund der benachbarten Nutzun-
gen ebenfalls eher für eine Wohnbauflächenentwicklung, nicht aber für eine Gewerbeflä-
chenentwicklung an.  

Die durch diesen B-Plan zu entwickelnden Flächen befinden sich in Eigentum der Gemeinde, 
die die Erschließung und die Vergabe der Grundstücke an Interessenten selbst steuern Die 
Gemeinde kann so besonderen Augenmerks darauf legen, dass die Grundstücke vorzugs-
weise an ortsansässige Gewerbebetriebe vergeben werden, oder alternativ an ortsangemes-
sene auswärtige Betriebe bis zu einer Flächengröße von 5.000 m². Hierbei soll auch darauf 
geachtet werden, dass es sich um standortangemessene Branchen handelt, die beispiels-
weise keine besonders hohe Verkehrsintensität aufweisen (wie z.B. Logistikbetriebe). 
Parallel zur Aufstellung des B-Plans erfolgt die 7. Änderung des Flächennutzungsplans 
(FNP). Die bisher im Änderungsbereich dargestellten F 

Flächen für die Land- und Forstwirtschaft werden nun überwiegend als gewerbliche Bauflä-
chen dargestellt. Parallel zur 7. Änderung des Flächennutzungsplans ist auch der Land-
schaftsplan zu ändern. 

 

1.2 Lage des Plangebietes / Bestand 
Das Plangebiet liegt am südöstlichen Ortsrand der Gemeinde Appen, östlich der Appener 
Straße (K 13) und hat eine Größe von insgesamt ca. 3,4 ha.  
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Nordwestlich des Plangebietes grenzt dieses an das bestehende Gewerbegebiet Hasen-
kamp an. Für diesen Bereich besteht der B-Plan Nr. 20 „Gewerbegebiet Hasenkamp III“ aus 
dem Jahr 2004. 

Im Norden und Osten des Plangebietes liegen landwirtschaftlich genutzte Flächen. Ein de-
gradierter Wall in der Mitte des Plangebietes und ein Wall mit vereinzelten Gehölzen am 
Westrand des Gebietes stellen im Sinne des Knickschutzerlasses vom 11.06.2013 „nicht mit 
Gehölzen bewachsene Knicks“ und somit gesetzliche geschützte Knicks nach § 30 
BNatSchG i. V. m § 21 LNatSchG dar. 

Am südlichen Rand des Plangebietes liegen nach § 30 BNatSchG bzw. § 21 LNatSchG ge-
schützte Biotope an der Hangkante und in der Grotwischniederung. Außerdem liegt die 
Grotwischniederung im Landschaftsschutzgebiet, das an das Plangebiet angrenzt (näheres 
s. Kap. 2.4). 

Bei den zu überplanenden Flächen handelt es sich überwiegend um bislang landwirtschaft-
lich genutzte Flächen. Im Westen werden Teilflächen des B-Plans Nr. 20 in den Geltungsbe-
reich des B-Plans Nr. 26 aufgenommen, da über diese die verkehrliche Erschließung der 
Erweiterungsfläche erfolgt. In diesen verlaufen teilweise Anlagen zur Oberflächenentwässe-
rung. 

 
Abb. 1:  Luftbild mit Kennzeichnung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 26, ohne Maßstab,  

 Quelle: Geoportal Metropolregion Hamburg 
 

1.3 Archäologie 
Laut Archäologischem Landesamt Schleswig-Holstein können im Plangebiet zurzeit keine 
Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmäler festgestellt werden. 

Das Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein weist aber darauf hin, dass für den Fall, 
dass während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden 
sollten, die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis 
zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern ist. Verantwortlich hierfür sind gemäß § 14 
DSchG (in der Neufassung vom 12. Januar 2012) der Grundstückseigentümer und der Leiter 
der Arbeiten. 
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2 Planungsvorgaben 
 

2.1 Ziele der Raumordnung 
Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 
anzupassen. 

Im Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein vom 13.07.2010 (LEP 2010; Amtsbl. Schl.H., 
S. 719) liegt Appen im Ordnungsraum im Randgebiet Hamburgs in dem die Standortvoraus-
setzungen für eine dynamische Wirtschafts- und Arbeitsplatzentwicklung weiter verbessert 
und Flächen für Gewerbe- und Industriegebiete in ausreichendem Umfang vorgehalten wer-
den sollen, wobei die unterschiedlichen Flächenansprüche im Ordnungsraum besonders 
sorgfältig aufeinander abgestimmt werden sollen. (siehe LEP 2010, Teil B, 1.3) 

Im Regionalplan für den Planungsraum I (Fortschreibung 1998) ist das Plangebiet als Be-
reich ohne besondere Kennzeichnung dargestellt (siehe Abb. 2). Als nichtzentraler Ort ist in 
Appen gemäß Regionalplan die Ausweisung von Flächen für den örtlichen Bedarf vorzuse-
hen, d.h. für ortsansässige Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe sowie für eine angemes-
sene Erweiterung ansässiger Betriebe (s. Ziffer 5.2.4) um so ein Abwandern ortsansässiger 
Betriebe und den Verlust wohnortnaher Arbeitsplätze zu verhindern. Auch die Neuansiedlung 
von Betrieben, die in ihren baulichen Ansprüchen dem gewachsenen Siedlungsgefüge an-
gemessen sind, soll so grundsätzlich möglich sein. 

Bis zur südwestlichen Grenze des Plangebietes an der Appener Straße (K 13) ist ein Regio-
naler Grünzug dargestellt. 

Im Süden ragt der Planbereich geringfügig in ein „Gebiet mit besonderer Bedeutung für den 
Abbau oberflächennaher Rohstoffe“ (siehe Abb. 2). Derart festgelegte Gebiete dienen der 
vorsorgenden Sicherung der Rohstoffgewinnung und –versorgung im Planungsraum und 
sollen möglichst von irreversiblen Nutzungen freigehalten werden. Die durch die 7. Änderung 
des FNP dargestellten gewerblichen Bauflächen (G) und durch den B-Plan Nr. 26 getroffe-
nen Festsetzungen als Gewerbegebiet (GE) weichen damit von den Aussagen des Regio-
nalplans geringfügig ab. Aus Sicht der Gemeinde soll hier aber der Überplanung dieses klei-
nen Teilbereichs des Vorbehaltsgebietes zur Erweiterung des bestehenden Gewerbegebie-
tes der Vorrang gegenüber einem Bodenabbau gegeben werden. Aufgrund der hohen Nach-
frage nach Gewerbeflächen werden dringend gewerbliche Bauflächen innerhalb des Ge-
meindesgebiets benötigt. Die Erweiterung des bereits bestehenden Gewerbegebiets stellt 
aus städtebaulichen, ökologischen und wirtschaftlichen Gründen den sinnvollsten Standort 
dar. Zum einen wird so die bereits vorhandene Infrastruktur genutzt und nur geringfügig er-
weitert, so dass somit nur ein geringer Erschließungsaufwand und Flächenverbrauch und 
eine nur geringe Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes entsteht. Zum anderen 
werden überwiegend landwirtschaftlich genutzte Flächen mit einer relativ geringen ökologi-
schen Wertigkeit in Anspruch genommen. Das Plangebiet liegt außerdem nur am äußersten 
Rand des „Gebietes mit besonderer Bedeutung für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe“ 
und die unmittelbar anschließenden Flächen stehen wegen der geschützten Niederung des 
Grotwischgrabens, des Friedhofs und der ehem. Deponie auf Dauer nicht für einen Bo-
denabbau zur Verfügung. Einer Überplanung dieses Teilbereichs des Vorbehaltsgebiets 
durch die Gewerbegebietserweiterung soll aus Sicht der Gemeinde daher der Vorzug gege-
ben werden. 
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Abb.2:  Ausschnitt aus dem Regionalplan M. ca. 1:50.000 mit Kennzeichnung des Plangebietes (gelber Pfeil) 

 

2.2 Flächennutzungsplan 
Das Plangebiet wurde im wirksamen FNP der Gemeinde Appen bislang als Flächen für die 
Land- und Forstwirtschaft dargestellt (s. Abb. 3). Parallel zur Aufstellung des B-Plans wird 
der Flächennutzungsplan für den Geltungsbereich dieses B-Plans geändert. In der 7. Ände-
rung des FNP werden im Geltungsbereich überwiegend gewerbliche Bauflächen (G) darge-
stellt (s. Abb. 4). Im Süden des Änderungsbereichs wird eine Grünfläche dargestellt, die als 
Pufferfläche zum südlich gelegenen gesetzlich geschützten Biotop (Steilhang) und zur Grot-
wischniederung dient. Die Anbauverbotszone gemäß § 29 Straßen- und Wegegesetz des 
Landes Schleswig-Holstein (StrWG) wurde in die Zeichnung nachrichtlich übernommen. 

Damit wird der B-Plan Nr. 26 gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus den Darstellungen des FNP 
entwickelt. 



Gemeinde Appen  B-Plan Nr. 26 

 7 

 
Abb. 3: Ausschnitt aus dem wirksamen FNP der Gemeinde Appen mit Kennzeichnung des Bereichs der 7. 

Änderung des FNP (rote Umrandung) (Maßstab ca. 1:5.000) 
 

 
Abb. 4: 7. Änderung des Flächennutzungsplans (Maßstab ca. 1: 5.000) 
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2.3 Bestehender Bebauungsplan 
Nordwestlich des Plangebietes gilt der rechtskräftige B- Plan Nr. 20 „Gewerbegebiet Hasen-
kamp III“. Dieser setzt als Art der baulichen Nutzung Gewerbegebiet (GE) fest. 

Ein Teil des Geltungsbereichs des B-Plans Nr. 20 "Gewerbegebiet Hasenkamp III" vom 
29.05.2004 wird durch diesen B-Plan Nr. 26 überplant und dort dessen Festsetzungen auf-
gehoben. Es handelt sich dabei um die im B-Plan Nr. 20 als Öffentliche Grünfläche 2 (ÖG 2) 
mit der Zweckbestimmung Ableitung Oberflächenwasser festgesetzte Fläche. 

 

 
Abb. 5: Zeichnerische Festsetzungen des B-Plans Nr. 20 „Gewerbegebiet Hasenkamp III“ (Maßstab ca. 1: 2.000) 
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2.4 Naturschutzrechtliche Vorgaben 

Landschaftsplan 
Im gültigen Landschaftsplan der Gemeinde Appen weisen die zentralen Flächen des Plan-
gebietes als Landwirtschafts- bzw. Baumschulflächen keine weiteren Entwicklungsaussagen 
auf. 

Die südliche Hangkante und die angrenzende Grotwischniederung sind als besonders ge-
eignete Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Rahmen einer Nebenverbun-
dachse des Biotopverbundes/ der Vorrangflächen für den Naturschutz gekennzeichnet.  

Für die Darstellung von neuen Siedlungsflächen geht der Landschaftsplan von folgenden 
Planungsgrundsätzen aus (Landschaftsplan Gemeinde Appen 2003, Kap. 7.4.1, S 151): 

• „Schutzwürdige Vegetationsbestände sollen geschont werden. 
• Aus Gründen des Boden- und Grundwasserschutzes keine Bebauung grundwasser-

beeinflusster Böden wie Gleye, Nieder- und Anmoorböden. 
• Neubauflächen sollen an vorhandene Baugebiete ähnlichen Charakters angebunden 

werden, der Schutz des traditionellen Landschaftsbildes soll beachtet werden. 
• Der Aufwand für die Erschließung sowie Entsorgung soll so gering wie möglich gehal-

ten werden. 
• Die traditionellen Beziehungen der Siedlungen zur freien Landschaft sind zu berück-

sichtigen. So sollen z.B. feuchte Niederungsbereiche, Gewässerränder und besonde-
re Sichtschneisen unverbaut bleiben.“ 

Sofern sich die neuausgewiesenen Baugebiete in Übereinstimmung mit den Darstellungen 
der Gebietsentwicklungsplanung Siedlungsraum Pinneberg befinden, ist nach Einschätzun-
gen des Landschaftsplans ein hohes Maß der Vermeidung von Eingriffen in Natur und Land-
schaft gegeben. Die Standortfindung von Wohn- und Gewerbegebieten im Rahmen der Ge-
bietsentwicklungsplanung im Großraum Pinneberg schloss eine naturschutzrelevante und 
landschaftsplanerische Betrachtung mit ein (s. Landschaftsplan Gemeinde Appen 2003, Kap. 
7.4.1, S 151f; s. nächster Absatz). 

Gebietsentwicklungsplan für den Siedlungsraum Pinneberg Entwurf 1996 (GEP) 
Wenngleich die GEP kein verbindliches Planungsinstrument darstellt, schloss die Gebietsen-
twicklungsplanung für den Siedlungsraum Pinneberg naturschutzrelevante und landschafts-
planerische Betrachtungen und Zielvorgaben mit ein. Diese vor die Bauleitplanung geschal-
tete vorbereitende Gebietsentwicklungsplanung umfasste auch den Kernbereich der Ge-
meinde um den Zentralort Appen. 

Unter Berücksichtigung der Themen 

• Arten- und Biotopschutz 
• Boden und Wasser 
• Landschaftsbild 
• naturverträgliche Erholung 

wurde ein „landschaftsplanerisches Leitbild“ aufgrund von Qualitätszielen erstellt, das bei der 
Ausweisung neuer Baugebiete im Entwurf berücksichtigt wurde. Das bedeutet, dass Wohn-
bau- und Gewerbeflächen aus landschaftsplanerischer Sicht möglichst in gering empfindli-
chen Bereichen ausgewiesen wurden (vgl. Landschaftsplan Gemeinde Appen 2003, Kap. 
4.5, S.27). 

In der GEP umfasst die Planung der gewerblichen Bauflächen auch die nun im B-Plan 26 
bzw. der 7. Änderung des FNP vorgesehenen Gewerbeflächen. 
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Gesetzlich geschützte Biotope 
Die Hangkante im Süden weist einen nach § 30 BNatSchG bzw. § 21 LNatSchG gesetzlich 
geschützten artenreichen Steilhang und einen Knick auf.  

Ein degradierter Wall in der Mitte des Plangebietes und ein Wall mit vereinzelten Gehölzen 
am Westrand des Gebietes stellen im Sinne des Knickschutzerlasses vom 11.06.2013 „nicht 
mit Gehölzen bewachsene Knicks“ und somit gesetzliche geschützte Knicks nach § 30 
BNatSchG i. V. m § 21 LNatSchG dar. 

In der südlich angrenzenden Niederung außerhalb des Plangebietes selbst ist der Bachlauf 
abschnittsweise als naturnahes Fließgewässer mit dazugehöriger uferbegleitender natürli-
cher oder naturnaher Ufervegetation zu sehen. Weiterhin sind punktuell Kleingewässer und 
Großseggenriede als nach § 30 BNatSchG bzw. § 21 LNatSchG gesetzlich geschützte Bio-
tope vorhanden. 

An der nordwestlichen Spitze des Gewerbegebietes beiderseits des dort befindlichen Feld-
weges (außerhalb des Plangebietes) befindet sich ein geschützter Knick/Redder. 

FFH- und Vogelschutzgebiete 
Im Wirkraum des geplanten Vorhabens liegen keine FFH- oder Vogelschutzgebiete.  

Die kürzesten Entfernungen zu den nächst gelegenen FFH-Gebieten betragen mindestens 
1,6 km in westliche Richtung (2324-304 Tävsmoor) und mindestens 3,2 km in südliche Rich-
tung (2324-303 Butterbargsmoor). 

Landschaftsschutzgebiet 
Die südlich des Plangebietes liegende Hangkante und die angrenzende Niederung der 
Grotwisch liegen im Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Holmer Sandberge und Moorbereiche“ 
(Kreisverordnung vom 20.12.2002). 
Im LSG ist es u.a. verboten, bauliche Anlagen zu errichten oder ober- oder unterirdische 
Versorgungs- oder Entsorgungsleitungen außerhalb von Straßenkörpern zu verlegen. 

Rechtlich festgesetzte Kompensationsflächen 
Die angrenzende Niederung der Grotwisch östlich der K 13 ist mit bestehenden Ausgleichs-
flächen/Ökokonten der Gemeinde Appen entwickelt; die Flächen sind damit rechtlich für die-
sen Zweck gebunden. 

 

3 Städtebauliches Konzept 
 

3.1 Art der baulichen Nutzung 
Als Art der baulichen Nutzung wird ein Gewerbegebiet (GE) gemäß § 8 Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) festgesetzt und damit das bereits vorhandene Gewerbegebiet erweitert. 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes werden ausgeschlossen, da eine Ansiedlung von 
Beherbergungsbetrieben zu Immissionsschutzkonflikten mit gewerblicher Produktion, Verar-
beitung und Lagerung führen kann und die Gewerbebetriebe dadurch einschränken würde. 

Für gem. § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO im Gewerbegebiet ausnahmsweise zulassungsfähige 
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Be-
triebsleiter wird festgesetzt, dass je Betrieb und Grundstück maximal eine Wohnung zuge-
lassen werden kann, und dies auch nur, sofern sie dem Gewerbebetrieb zugeordnet ist, ihm 
gegenüber in Grundfläche und Baumasse deutlich untergeordnet ist und die Grundstücksflä-
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che des Betriebes mindestens 2.500 m² groß ist. Durch diese Festsetzung soll der Anteil der 
durch Wohnnutzungen genutzten Flächen im Gewerbegebiet begrenzt und der Charakter 
des Gewerbegebietes gewahrt werden um die knappen verfügbaren Gewerbeflächen vor-
rangig den gewerblichen Nutzungen zur Verfügung stellen zu können. 

Ausgeschlossen werden außerdem Vergnügungsstätten, insbesondere Spielhallen und ähn-
liche Unternehmen im Sinne von § 33 i der Gewerbeordnung, die der Aufstellung von Spiel-
geräten mit und ohne Gewinnmöglichkeit dienen, Wettbüros, Bordelle, bordellartige Betriebe 
sowie Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck auf Darstellung oder auf Handlungen mit 
sexuellem Charakter ausgerichtet ist. Dieser Ausschluss erfolgt, um die Flächen für Gewer-
bebetriebe im engeren Sinne (produzierendes, verarbeitendes und dienstleistendes Gewer-
be), die auf einen Standort im Gewerbegebiet angewiesen sind, zu sichern. Außerdem er-
folgt der Ausschluss dieser Nutzungen, da die Ansiedlung von Vergnügungsstätten, insbe-
sondere von Bordellen oder bordellartigen Betrieben, regelmäßig zu negativen Standortbe-
dingungen (Abwertung) oder Nachbarschaftskonflikten führt. 

Einzelhandelsbetriebe werden ausgeschlossen. Landesplanerisches Ziel ist es, ein gestuftes 
Versorgungssystem an geeigneten Standorten zu sichern. Hierfür sind bei der Aufstellung 
von Bebauungsplänen, insbesondere mit Ausweisung gewerblicher Bauflächen, Festsetzun-
gen zu treffen, die eine diesen Zielen zuwiderlaufende Entwicklung durch sukzessiv erfol-
gende Einzelhandelsansiedlungen ausschließen (Ziff. 2.8 Abs. 11 LEP 2010). Ausgeführt 
wird dies auch im Gemeinsamen Beratungserlass zur Ansiedlung von Einkaufseinrichtungen 
größeren Umfangs vom 01. August 1994, Ziffern 2.4.1 (Abschnitt "Gewerbe-und Industriege-
biete") und 3.4.4. 

Von dem festgesetzten grundsätzlichen Ausschluss werden die folgenden Ausnahmen zuge-
lassen: 

Einzelhandelsbetriebe bis zu einer Größe von max. 250 m² Verkaufs-und Ausstellungsfläche 
sind ausnahmsweise zulässig, wenn sie nicht mit Waren und Gütern des täglichen Bedarfs 
handeln, in einem unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit einem 
Großhandels-, Produktions-, Dienstleistungs-oder Handwerksbetrieb stehen und diesem ge-
genüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. 

Ziel der Gewerbegebietsfestsetzung ist die Ansiedlung von Handwerks-, Produktions-, 
Dienstleistungs- und Großhandelsbetrieben, um das Arbeitsplatzangebot in der Gemeinde 
zu erhöhen und ausreichende Flächen insbesondere auch zur Umsiedlung städtebaulich 
störender Betriebe zur Verfügung stellen zu können. Diesen Betrieben soll jedoch als unter-
geordnete Nebeneinrichtung Gelegenheit gegeben werden, ihre Produkte an Endverbrau-
cher zu verkaufen (Direkt-Vermarktung). Wegen der i.d.R. eher wohnungsfern gelegenen 
Gewerbegebiete wird der Einzelhandel mit Waren und Gütern des täglichen Bedarfs generell 
ausgeschlossen; diese Einrichtungen sollen wohnungs- und verbrauchernah angesiedelt 
werden. 

Eine Überschreitung der max. zulässigen Verkaufs-und Ausstellungsfläche von 250 m² für 
den Einzelhandelsanteil bis zu max. 1.000 m² Verkaufs-und Ausstellungsfläche kann aus-
nahmsweise zugelassen werden, wenn es sich um Gewerbebetriebe des Kfz-Handwerks, 
des holzver- oder holzbearbeitenden Bereichs einschließlich Möbel oder des Bau- und Gar-
tenbedarfs handelt. Auf eine Unterordnung des Einzelhandelsanteils in Grundfläche und 
Baumasse kann in diesem Fall verzichtet werden. 

Die erweiterte Ausnahme für den Einzelhandel soll Gewerbebetrieben, deren Produktpalette 
ein flächenbeanspruchendes Sortiment umfasst, die gleichen Möglichkeiten wie den zuvor 
genannten Betrieben eröffnen. Insbesondere Kfz-Reparaturwerkstätten, die gleichzeitig ei-
nen Gebraucht- oder Neuwagenhandel betreiben, Zimmerei- oder Tischlereibetriebe, die 
Möbel, Zäune, Carports o. Ä. herstellen, oder der Baustoffgroßhandel benötigen für die vor-
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genannten Produkte erhebliche Stellflächen. Diesem Umstand soll durch die weitere be-
grenzte Ausnahmeregelung Rechnung getragen werden. 

Von dem vorstehend im Ausnahmewege ermöglichten Einzelhandel gehen nicht die in der 
Begründung zum grundsätzlichen Einzelhandelsausschluss angeführten Gefährdungen für 
die städtebauliche Entwicklung aus. 
 

3.2 Maß der baulichen Nutzung und Bauweise 
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird entsprechend den Festsetzungen in den angrenzenden 
Gewerbegebieten mit 0,6 festgesetzt. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen so festgesetzt, dass zu 
den öffentlichen Verkehrsflächen und zu den Anpflanzflächen jeweils ein Abstand von 3 m 
eingehalten wird. 

Entsprechend dem Charakter der angrenzenden Gewerbegebietsflächen und aufgrund der 
Ortsrandlage sind im Plangebiet maximal zweigeschossige Gebäude zulässig. Da die Höhe 
einzelner Geschosse nicht beschränkt ist, werden zur Steuerung der Höhenentwicklung eine 
maximale Traufhöhe von 7 m und eine maximale Firsthöhe von 10 m festgesetzt. Bezugs-
punkt der Höhenmessung ist die mittlere Höhe des zugehörigen Straßenabschnittes. Unter 
Traufhöhe ist die Höhe der Schnittkante zwischen Oberkante der Dachhaut mit der Außen-
fläche der aufgehenden Wand zu verstehen. 

Es wird keine Bauweise festgesetzt. Es erfolgt aber die Festsetzung einer Abweichung im 
Fall einer offenen Bauweise, dass auch Gebäude mit einer Länge von mehr als 50 m zuläs-
sig. So soll es sowohl möglich sein in der offen Bauweise zu bauen und in dieser auch Ge-
bäude mit einer Länge von mehr als 50 m zu errichten, als auch aus Platzspargründen eine 
Grenzbebauungen zu errichten. 

 

3.3 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft, Grünflächen 

Im Süden des Plangebiets liegt ein Steilhang, welcher als Biotop nach § 30 BNatSchG i. V. 
m § 21 LNatSchG geschützt ist. Dieses ist auch bereits Teil des Landschaftsschutzgebiet 
„Holmer Sandberge und Moorbereiche“. Dieser Bereich wird im B-Plan als öffentliche Grün-
fläche 1 (ÖG 1) mit der Zweckbestimmung „Steilhang“ festgesetzt und die Schutzgebiete 
nachrichtlich übernommen. 

Zum Schutz des Steilhangs und der daran anschließenden Grotwischniederung wird parallel 
dazu eine Pufferzone vorgesehen, die sich in mehrere Zonen gliedert und insgesamt eine 
Breite von 15 m hat. Dieser Bereich wird als öffentliche Grünfläche 2 (ÖG 2) mit der Zweck-
bestimmung „Pufferstreifen“ und als Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen festgesetzt. 
Auf der ÖG 2 ist in einer Breite von 7 m ein krautiger Saumstreifen angrenzend an den Steil-
hang anzulegen, der als Pufferstreifen und Abstandsfläche zur Vermeidung von Störungen 
und Stoffeinträgen aus dem Gewerbegebiet in den Steilhang/ der Grotwischniederung dient. 
Hier ist eine kräuterreiche, standortheimische Saatmischung anzusäen und dauerhaft als 
Gras- und Staudenflur offenzuhalten. Daran anschließend erfolgt die Neuanlage eines 
Knicks mit insgesamt 5 m Breite. Dieser ist mit standortgerechten heimischen Laubgehölzen 
(lt. Pflanzliste) zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. Dieser dient der Minimierung für die 
Eingriffe in das Landschaftsbild sowie zum Ausgleich des unbewachsenen Knickwalls durch 
eine Knickneuanlage mit insgesamt 5 m Breite (siehe textliche Festsetzung Nr. 1.10.). Die 
Gras-/Staudenflur und die Knickneuanlage von insgesamt 12 m Breite werden als öffentliche 
Grünfläche festgesetzt und fachgerecht gepflegt, um die wesentlichen Pufferfunktionen dau-
erhaft aufrecht zu erhalten. Der neu angelegte Knick ist gemäß „Durchführungsbestimmun-
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gen zum Knickschutz“ (Erlass v. 11.06.2013) zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Die An-
pflanzungen sind spätestens bei Baubeginn des ersten Vorhabens einheitlich und in einem 
Zuge vorzunehmen. 

An den Knick schließt auf der Gewerbeseite ein weiterer Knickschutzstreifen mit 3 m an, 
welcher als Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen festgesetzt wird und gemäß textlicher 
Festsetzung Nr. 1.9. mit einer kräuterreichen Rasenmischung anzusäen, dauerhaft zu erhal-
ten und einmal jährlich zu mähen ist. Dieser ist spätestens bei Baubeginn durch den jeweili-
gen Eigentümer anzulegen. Hierdurch wird insbesondere verhindert, dass eine Bebauung 
oder Nutzung des Gewerbes zu nahe an den Knick heranreicht und seine Funktion beein-
trächtigt. Die Funktion des Knicks wird durch die angrenzend geplanten krautigen Säume 
erheblich aufgewertet.  

Die bereits bestehende Grünfläche im Westen des Plangebietes wird durch diesen B-Plan 
überplant und der nicht für die Erschließungsstraße benötigte Bereich wird als öffentliche 
Grünfläche 3 (ÖG 3) mit der Zweckbestimmung „Ableitung Oberflächenwasser“ festgesetzt. 
Die hier verlaufenden Leitungen zur Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers aus dem 
bestehenden Gewerbegebiet in das westlich der Appener Straße gelegene Regenrückhalte-
becken bleiben erhalten und nehmen auch das Oberflächenwasser der Erweiterungsflächen 
auf.  

Auf der ÖG 3 befindet sich außerdem ein bereits bestehender Knickwall. Daher wird parallel 
zu diesem die Fortführung des 3 m breiten, als Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen 
festgesetzten Knickschutzstreifens vorgesehen. 

Zur Begrünung des Straßenraums wird die Anpflanzung von Stieleichen entsprechend dem 
Charakter des bestehenden Gewerbegebietes Hasenkamp festgesetzt.  

In Verlängerung der neuen Erschließungsstraße nach Südosten und Nordosten werden öf-
fentliche Grünflächen (ÖG 4) festgesetzt. Diese vorsorglich freigehaltenen Flächen stellen 
eine Anbindung möglicher Erweiterungen des Gewerbegebietes in nordöstlicher oder südöst-
licher Richtung sicher. Hierfür wäre jedoch eine Planänderung notwendig. 

Als Abgrenzungen zur freien Landschaft sind am Nord- und Ostrand des Plangebietes Ab-
pflanzungen vorgesehen und werden als Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. Die textliche Festsetzung Nr. 1.8. sieht vor, dass 
hier zweireihige Hecken aus standortgerechten heimischen Laubgehölzen (lt. Pflanzliste) 
anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten sind. Die Anpflanzungen sind spätestens bei Bau-
beginn durch den jeweiligen Eigentümer vorzunehmen.  

Die Anpflanzung von Nadelgehölzen wird auf den Privatgrundstücken auf 10 % der Anpflan-
zungen beschränkt, da diese einen geringen Wert für die Tierwelt besitzen. 

Es erfolgt eine Festsetzung der zu verwendenden Lampen, um Anlockwirkungen durch Licht 
mit den negativen Effekten für Vögel und Insekten zu minimieren. Durch die Lage des Ge-
werbegebiets angrenzend zur freien Landschaft und in Nachbarschaft zu den Niederungsflä-
chen mit Landschaftsschutzgebietsstatus ist dies besonders gerechtfertigt. 

 

3.4  Gestalterische Festsetzungen 
Gemäß § 84 Landesbauordnung (LBO) werden örtliche Bauvorschriften zur äußeren Gestal-
tung der baulichen Anlagen getroffen, die einer einheitlichen Gestaltung des Gewerbegebie-
tes und dem Schutz des Ortsbildes dienen. 

Zur Ergänzung der Höhenbegrenzung (s. Abschnitt 3.3 Maß der baulichen Nutzung) wird 
festgesetzt, dass die Gebäude eine Sockelhöhe von maximal 50 cm über der mittleren Höhe 
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des zugehörigen Straßenabschnittes nicht überschreiten dürfen (s. textliche Festsetzung Nr. 
2.1.). 

Die Dächer von Hauptgebäuden sind mit einer Neigung zwischen 10-50 Grad herzustellen. 
Geringere Dachneigungen oder Flachdächer sind nur zulässig über Gebäuden, deren kleins-
te Seitenlänge mehr als 25 m beträgt sowie über untergeordneten Gebäudeteilen und bei 
begrünten Dächern (s. textliche Festsetzung Nr. 2.2.). Solaranlagen sind auf den Dachflä-
chen zulässig, allerdings müssen diese aus gestalterischen Gründen in der gleichen Neigung 
des darunter befindlichen Daches montiert werden. Nur auf Flachdächern ist eine Aufstände-
rung zulässig (s. textliche Festsetzung Nr. 2.3.). 

Um Reflexionen und optische Störungen durch Baustoffe zu vermeiden werden durch die 
textlichen Festsetzungen 2.4. und 2.5. glasierte Dachpfannen und dauerhaft glänzende Me-
tall- oder metallisch wirkende Oberflächen bei Dach- und Wandbaustoffen ausgeschlossen. 
Engobierte Dachpfannen sind allerdings zulässig, wenn sie nicht glänzend ausgeführt sind. 

Zur optischen Gliederung sind Fassaden in maximal 25 m lange Abschnitte zu gliedern, z.B. 
durch Farbwechsel, mindestens 15 cm tiefe Vor- und Rücksprünge oder vertikal durchge-
hende Fugen (s. textliche Festsetzung Nr. 2.6.). 

Zur Begrenzung der Störung des Ortsbildes durch Werbeanlagen erfolgt die textliche Fest-
setzung Nr. 2.7.. Darin werden Werbeanlagen (mit Ausnahme von Fahnen), die über die 
Traufe hinausragen oder mit wechselndem oder sich bewegendem Licht ausgestattet sind, 
ausgeschlossen. Höhere Werbeanlagen sind nur ausnahmsweise und maximal bis zu einer 
Höhe von 9 m zulässig bei Betriebsarten, deren Werbeanlagen in der Regel höher als die 
Traufe sind, wie z.B. bei Tankstellen und Kfz-Betrieben. 

Zur Begrünung des Gewerbegebietes und Vereinheitlichung des straßenseitigen Erschei-
nungsbildes erfolgt die textliche Festsetzung Nr. 2.8. zu den Einfriedungen. Zu den öffentli-
chen Verkehrsflächen sind demnach Einfriedungen nur als Hecken mit einer Höhe von min-
destens 1 m zulässig. Zäune sind nur zusätzlich und blickdurchlässig zulässig in den Farben 
Schwarz, Grau oder Grün. 

 

4 Erschließung / Verkehrsflächen  
 

4.1 Überörtliche Erschließung 
Die überörtliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Appener Straße (K 13). Das 
Plangebiet wird hieran nicht direkt angeschlossen, sondern der Anschluss der Planstraße an 
die K 13 erfolgt über die bestehende, nördlich gelegene Straße Hasenkamp. 

Da sich das Gebiet außerhalb der Ortsdurchfahrt an der Kreisstraße 13 befindet ist die An-
bauverbotszone von 15 m zum Fahrbahnrand der Kreisstraße zu berücksichtigen. Diese 
wurde nachrichtlich in die Planzeichnung zum B-Plan übernommen. 

Detailplanungen sind frühzeitig vor Baubeginn mit dem Fachdienst Straßenbau und Ver-
kehrssicherheit abzustimmen. 

 

4.2 Verkehrsflächen 
Die Erschließung der Erweiterung des Gewerbegebietes erfolgt über eine neue Erschlie-
ßungsstraße (Planstraße), die im Nordwesten an die bestehende Straße Hasenkamp an-
schließt. Für diesen Anschluss wurden bereits im B-Plan Nr. 20 entsprechende Flächen frei-
gehalten und dort als öffentliche Grünfläche (ÖG 2) festgesetzt. Dieser Bereich wird durch 
diesen B-Plan Nr. 26 überplant und zukünftig als Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 
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Die neue Erschließungsstraße mit einer Gesamtbreite von 10 m erhält im Südosten eine 
Wendeanlage mit einem Durchmesser von 30 m. In nordöstlicher Richtung ist eine Stich-
straße zur weiteren Erschließung dort möglicher kleinerer Grundstücke festgesetzt. 

Die Berufsgenossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft weist darauf hin, dass nur 
bis zur Wendeanlage gemäß UVV "Müllbeseitigung" in Verbindung mit BGR 238-1 "Sicher-
heit und Gesundheitsschutz bei Tätigkeiten der Abfallwirtschaft" die Abfallsammlung in Vor-
wärtsfahrt möglich ist. Die Grundstücke an den beiden Stichstraßen, abgehend von der 
Wendeanlage, müssen ihre Abfälle bis zur Wendeanlage vorziehen, wenn keine Wendemög-
lichkeit auf den Grundstücken eingeräumt wird. Dies gilt für die Abfallsammlung von Haus-
müll (Abfälle aus privaten Haushalten) und hausmüllähnlichem Gewerbeabfall (Geschäfts- 
und Sperrmüll). 

Zur Begrünung des Straßenraums wird die Anpflanzung von Stieleichen festgesetzt.  

In Verlängerung der neuen Erschließungsstraße nach Südosten und Nordosten werden öf-
fentliche Grünflächen (ÖG 4) festgesetzt. Diese vorsorglich freigehaltenen Flächen stellen 
eine Anbindung möglicher Erweiterungen des Gewerbegebietes in nordöstlicher oder südöst-
licher Richtung sicher. Hierfür wäre jedoch eine Planänderung notwendig. 

Für den südlichen Teil des Plangebietes werden keine Straßenverkehrsflächen zeichnerisch 
festgesetzt, da eine große Nachfrage nach größeren Gewerbegrundstücken besteht. 

Sollte dennoch eine Erschließung kleinerer Grundstücke notwendig sein, wird eine textliche 
Festsetzung Nr. 1.5. ergänzt, die sicherstellt, dass Erschließungsflächen auch ohne örtliche 
Festsetzung in der Planzeichnung gesichert werden können. Deren genaue Lage bestimmt 
sich dann nach der beabsichtigten Bebauung. Sie sind gemäß § 125 Abs. 2 BauGB herzu-
stellen, d.h. sie müssen den in § 1 Abs. 4 bis 6 BauGB bezeichneten Anforderungen an die 
Grundsätze der Bauleitplanung entsprechen. Vor dem Verkauf der Grundstücke durch die 
Gemeinde ist ein detaillierter Erschließungsplan notwendig, damit verhindert wird, dass Ge-
werbeflächen verkauft werden, die dann nachträglich doch zu Erschließungszwecken erfor-
derlich sind. 

Die Deutsche Telekom Technik GmBH weist darauf hin, dass in allen Straßen bzw. Gehwe-
gen geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,30 
m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen sind. 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterir-
dische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen und Ver-
kehrswesen, Ausgabe 1989; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten sicher-
zustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der 
Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit 
dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, 
dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deut-
schen Telekom Technik GmbH unter dem im Briefkopf genannten Adresse so früh wie mög-
lich, mindestens 2 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 

 

4.3 Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
Die nächstgelegenen Haltestellen Appen, Denkmal und Appen, Pinnaubogen befinden sich 
etwa 800 m Fußweg vom Plangebiet entfernt. Hier verkehrt die Buslinie 6663 Uetersen – 
Appen – Pinneberg der Kreisverkehrsgesellschaft in Pinneberg (KViP). In Pinneberg wird 
durch den Übergang zur S-Bahn und verschiedenen Buslinien der Anschluss an den Ham-
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burger Verkehrsverbund (HVV) gewährleistet (Bedienung täglich von ca. 5 – 24:00 Uhr im 
30- bis. 60-Min.-Takt). 

Die nächstgelegene Haltestelle Appen Friedhof ist in etwa 700 m Fußweg südwestlich des 
Plangebietes gelegen. Allerdings verkehrt hier nur während der Schulzeiten der Bus der Li-
nie 6669 in Richtung Appen Etz bzw. Richtung Moorrege. 

 

5 Ver- und Entsorgung 
 

Die Ver- und Entsorgung ist durch Versorgungsleitungen vom bestehenden Gewerbegebiet 
her sicherzustellen, die hierfür bis in den Planbereich verlängert werden müssen. 

Das im Gewerbegebiet anfallende Oberflächenwasser wird dem westlich der K 13 bestehen-
den Regenrückhaltebecken zugeführt. Das Oberflächenwasser wird dazu einer Leitung in-
nerhalb der öffentlichen Grünfläche 3 (ÖG 3) zugeführt und von dort die K 13 unterquerend 
über den vorhandenen Graben ins Regenrückhaltebecken geleitet. Dem Regenrückhaltebe-
cken sind ein Leichtflüssigkeitsabscheider und ein Sandfang vorgeschaltet. Der im nordwest-
lichen Bereich vorhandene Graben mit Anschluss an die Rohrleitung innerhalb der öffentli-
chen Grünfläche bleibt erhalten. 

Die Löschwasserversorgung im Gewerbegebiet kann sichergestellt werden. Über das öffent-
liche Trinkwassernetz der Stadtwerke Pinneberg kann eine Löschwassermenge von 96 m³/h 
bereitgestellt werden. 

In der Nordostecke des B-Plans befinden sich nach Auskunft der unteren Wasserbehörde 
zwei ca. 20 m tiefe Brunnen und eine Grundwassermessstelle. Nach Darstellung des Kar-
tenausschnitts (s. Abbildung 6) liegt davon nur ein Brunnen tatsächlich im Geltungsbereich 
des B-Plans. Die erteilte wasserrechtliche Erlaubnis zur Grundwasserentnahme aus diesem 
Brunnen muss zurückgezogen werden und der Brunnen gem. DVGW-Arbeitsblatt W 135 
fachgerecht zurückgebaut werden. Im Vorwege sind der Wasserbehörde von einer Fachfir-
ma erstellte Verfüllpläne vorzulegen. Sobald die Wasserbehörde und die Bodenschutzbe-
hörde des Kreises Pinneberg der Art und Weise der geplanten Rückbaue zugestimmt haben, 
ist der Brunnenrückbau zeitnah durchzuführen. 

Die Deutsche Telekom Technik GmbH weist darauf hin, dass in allen Straßen bzw. Gehwe-
gen geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,30 
m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen sind. 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen weist die Deutsche Telekom Technik GmbH darauf 
hin, dass das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanla-
gen" der Forschungsgesellschaft für Straßen und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe ins-
besondere Abschnitt 3, zu beachten ist. Durch die Baumpflanzungen soll der Bau, die Unter-
haltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden. 
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Abb. 6: Lage der Brunnen und der Messstelle, Quelle: Kreis Pinneberg, Untere Wasserbehörde, ohne Maßstab 

 

6 Altlasten 
 

Der unteren Bodenschutzbehörde liegen für den überplanten Bereich keine Informationen 
über schädliche Bodenveränderungen, Altablagerungen oder altlastverdächtige Standorte 
vor. 

Sollten im Zuge der Umsetzung des Planvorhabens/ bei den Erschließungsarbeiten bzw. 
beim Aushub von Baugruben Auffälligkeiten im Untergrund angetroffen werden, die auf eine 
Altablagerung und/ oder eine Verunreinigung des Bodens mit Schadstoffen hindeuten, so ist 
der Fachdienst Umwelt – Untere Bodenschutzbehörde – beim Kreis Pinneberg umgehend 
davon in Kenntnis zu setzen (§2 LBodSchG). 

 

7 Immissionsschutz 
 

Die in der Umgebung des geplanten Gewerbegebietes liegenden Wohnhäuser westlich der 
Appener Straße liegen in etwa 150 m Entfernung und am Ossenblink in etwa 200 m zu den 
Grenzen der Bauflächen. Die Wohnhäuser befinden sich im Außenbereich und sind daher in 
Bezug auf den Immissionsschutz als gemischte Bauflächen zu bewerten. Die Erweiterung 
des Gewerbegebiets rückt nicht näher an diese schützenswerten Nutzungen heran als die 
bereits bestehenden Gewerbeflächen. Immissionsschutzkonflikte durch die Festsetzung als 
Gewerbegebiet sind aufgrund der im Gewerbegebiet zulässigen, nicht erheblich belästigen-
den Gewerbebetriebe nicht zu erwarten. 

Zum Schutz für die im Gewerbegebiet ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für Aufsichts- 
und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter wird baulicher 
Schallschutz für den Lärmpegelbereich IV festgesetzt. Danach sind die Außenbauteile von 
Räumen, die zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, in Schallschutz-
Bauweise entsprechend den Anforderungen des Lärmpegelbereiches IV der DIN 4109 
"Schallschutz im Hochbau" mit einem resultierenden Schalldämm-Maß von > 40 dB auszu-
führen. Für die Schlafräume sind schallgedämmte Be- und Entlüftungen zu verwenden. 



Gemeinde Appen  B-Plan Nr. 26 

 18 

Die zeitweiligen Immissionen aus den angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen sind als 
ortsüblich hinzunehmen. Eine besondere Belastung des Plangebiets ist dadurch nicht er-
kennbar. 

 

8 Umweltbericht 
 

- siehe Teil II der Begründung -  

 

9 Flächen und Kosten 
 

Flächen 
Das Plangebiet hat eine Größe von insgesamt ca. 3,4 ha. Davon entfallen auf: 

Gewerbegebiet (GE) 26.353 m² 

Straßenverkehrsfläche 2.190 m² 

Öffentliche Grünfläche 5.944 m² 

Gesamt 34.487 m² 
 

Kosten 
Der Gemeinde Appen entstehen durch die Umsetzung dieses Bebauungsplans im we-
sentlichen Kosten für den Ausbau der und der Ver- und Entsorgungsanlagen. Laufende Kos-
ten entstehen der Gemeinde durch die Pflege der öffentlichen Straßenverkehrsflächen, der 
Ver- und Entsorgungsanlagen und der öffentlichen Grünflächen. Es ist beabsichtigt, dass die 
Gemeinde die gesamte Plangebietsfläche kauft und die baureifen Grundstücke später an 
Interessenten weiterverkauft. 

 

Appen, den ............................ 

 

................................................................... 
Bürgermeister 
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1.1 Der Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein, Staatskanz-
lei, Abteilung Landesplanung, Personal, Haushalt, Referat Regio-
nalentwicklung und Regionalplanung 
25.08.2014 

 
Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 
11 Abs. 2 Landesplanungsgesetz vom 27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 8)   
• 7. Änderung des Flächennutzungsplanes und  
•  Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 26 der Gemeinde Appen, 

Kreis Pinneberg  
• Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB vom 02.07.2014, 

hier eingegangen am 04.07.2014 
 
Mit o. g. Schreiben übersenden Sie aktualisierte Planungsunterlagen für die 
Bauleitplanung der Gemeinde Appen. Gegenüber den mit Schreiben vom 
06.01.2014 übersandten Planunterlagen ist nun im Süden des Plangeltungs-
bereiches die Darstellung einer Grünfläche vorgesehen. Das Planvorhaben 
war auch Gegenstand eines Ortstermins am 12.05.2014, ich verweise auf 
das entsprechende Protokoll vom 16.05.2014.  
Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung wie folgt 
Stellung:  
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung erge-
ben sich aus dem am 04.10.2010 in Kraft getretenen Landesentwicklungs-
plan Schleswig-Holstein vom 13.07.2010 (LEP 2010; Amtsbl. Schl.-H., S. 
719) und dem Regionalplan für den Planungsraum I (Fortschreibung 1998). 
Die in der landesplanerischen Stellungnahme vom 11.03.2014 geäußerten 
Bedenken bestehen nicht mehr. Jedoch kann mit der Formulierung zum 
Ausschluss des Einzelhandels nicht sichergestellt werden, dass das landes-
planerische Ziel eines gestuften Versorgungssystems (Ziff. 2.8 Abs. 11 LEP 
2010) erreicht wird. Insofern wird dringend angeraten, die beiliegende For-
mulierungshilfe der Landesplanung in Anspruch zu nehmen und die Pla-
nungsunterlagen entsprechend zu überarbeiten. Eine abschließende Stel-
lungnahme stelle ich bis zur Übersendung aktualisierter Planungsunterlagen 
zurück.  
Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumord-

 
Der Stellungnahme der Landesplanung wird gefolgt. 
 
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumord-
nung die sich aus dem LEP 2010 und dem Regionalplan für den 
Planungsraum I ergeben, werden berücksichtigt. 
 
Die Formulierung zum Ausschluss des Einzelhandels wird ent-
sprechend der beigefügten Formulierungshilfe der Landesplanung 
angepasst um sicherzustellen, dass das landesplanerische Ziel 
eines gestuften Versorgungssystems erreicht wird. Auch die Be-
gründung wird entsprechend angepasst. 
 
Dem Hinweis des Innenministeriums, Referat für Städtebau und 
Ortsplanung, Städtebaurecht wird auf folgende Weise gefolgt: 

Nach Rücksprache mit dem Referat für Städtebau und Ortspla-
nung, Städtebaurecht wird im B-Plan festgesetzt, dass Wohnun-
gen für Betriebsleiter und Aufsichtspersonal gem. § 8 Abs. 3 
BauNVO nur ausnahmsweise zulässig sind. Ihre ausnahmsweise 
Zulässigkeit unterliegt damit der Einzelfallprüfung anhand der dort 
genannten Kriterien (dem Gewerbebetrieb zugeordnet; ihm in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet). 

Entsprechend der Abstimmung mit dem Referat für Städtebau und 
Ortsplanung, Städtebaurecht kann über die Kriterien des § 8 Abs. 
3 BauNVO hinaus auch eine deutliche Unterordnung der Be-
triebswohnung sowie ggf. eine Beschränkung der Zahl der zuläs-
sigen Wohnungen festgesetzt werden.  

Ziel der Gemeinde ist es, eine deutliche Unterordnung der soge-
nannten Betriebsleiterwohnung gegenüber dem jeweiligen Gewer-
bebetrieb zu erreichen, um den Gewerbegebietscharakter im 
Plangebiet zu sichern. Über die Kriterien des § 8 Abs. 3 BauNVO 
allein, war diese Sicherung im benachbarten Gewerbegebiet nicht 
möglich. Eine Unterordnung der dortigen Wohnungen gegenüber 
dem jeweiligen Gewerbebetrieb ist dort vielfach nicht erkennbar.  

Um die deutliche Unterordnung der Betriebsleiterwohnung gegen-
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nung und greift damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes 
nicht vor. Eine Aussage über die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnah-
men ist mit dieser landesplanerischen Stellungnahme nicht verbunden.  
 
Aus Sicht des Innenministeriums, Referat für Städtebau und Ortsplanung, 
Städtebaurecht, werden ergänzend folgende Hinweise gegeben:  
Die ausnahmsweise Zulässigkeit der Wohnnutzung für den Betriebsleiter 
sollte sich, auch im Hinblick auf die Bestimmtheit der Regelung, auf die Re-
gelungen des § 8 Abs. 3 BauNVO beschränken, um im Einzelfall das betrieb-
liche Erfordernis der betrieblichen Wohnnutzung zu prüfen. Eine baupla-
nungsrechtliche Grundlage für die Größenordnung der Betriebsfläche als 
Zulässigkeitskriterium für die Wohnnutzung ist nicht erkennbar. 
 
Anlage: 
Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein, Staatskanzlei, Abteilung Landes-
planung, Stand: 01.12.2012 
Steuerung der Einzelhandelsentwicklung in Gewerbegebieten  
Anregungen für die besondere städtebauliche Begründung von textli-
chen Festsetzungen nach § 1 Abs. 5 i.V.m. Abs. 9 BauNVO 
Allgemeine Begründung für den generellen Einzelhandelsausschluss: 
Siehe Ziffern 2.4.1 (Abschnitt “Gewerbe- und Industriegebiete”) und 3.4.4 
des Gemeinsamen Beratungserlasses zur Ansiedlung von Einkaufseinrich-
tungen größeren Umfangs vom 1. August 1994. 
Begründung für die Ausnahme “Verkaufsflächen im räumlichen und 
funktionalen Zusammenhang, aber keine Waren und Güter des tägli-
chen Bedarfs”: 
Ziel der Gewerbegebietsfestsetzung ist die Ansiedlung von Handwerks-, 
Produktions-, Dienstleistungs- und Großhandelsbetrieben, um das Arbeits-
platzangebot in der Gemeinde zu erhöhen und ausreichende Flächen insbe-
sondere auch zur Umsiedlung städtebaulich störender Betriebe zur Verfü-
gung stellen zu können. Diesen Betrieben soll jedoch als untergeordnete 
Nebeneinrichtung Gelegenheit gegeben werden, ihre Produkte an Endver-
braucher zu verkaufen (Direkt-Vermarktung). Wegen der i.d.R. eher woh-
nungsfern gelegenen Gewerbegebiete wird der Einzelhandel mit Waren und 
Gütern des täglichen Bedarfs generell ausgeschlossen; diese Einrichtungen 
sollen wohnungs- und verbrauchernah angesiedelt werden. 
Begründung für die erweiterte Ausnahme “Verkaufsfläche Kfz. usw.”: 

über dem jeweiligen Gewerbebetrieb zu sichern, hat sich die Ge-
meinde dazu entschieden, als zusätzliches Kriterium der aus-
nahmsweisen Zulassungsfähigkeit die Bedingung der Mindest-
grundstücksgröße festzusetzen. So soll der Anteil der durch 
Wohnnutzungen genutzten Flächen im Gewerbegebiet begrenzt 
werden, um die knappen verfügbaren Gewerbeflächen vorrangig 
den gewerblichen Nutzungen zur Verfügung stellen zu können und 
den Charakter eines Gewerbegebietes zu wahren. 

Um einer Entwicklung wie im benachbarten Gewerbegebiet im 
vorliegenden Plangebiet entgegenzuwirken, wird die textliche 
Festsetzung 1.1 daher nun folgender Maßen formuliert: 

„Gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO sind im Gewerbegebiet Woh-
nungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Be-
triebsinhaber und Betriebsleiter nur ausnahmsweise zulässig. 
Je Betrieb und Grundstück ist dabei maximal eine Wohnung zu-
lassungsfähig, und dies auch nur sofern diese dem Gewerbebe-
trieb zugeordnet ist, ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
deutlich untergeordnet ist und die Grundstücksfläche des Betrie-
bes mindestens 2.500 m² beträgt.“ 
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Die erweiterte Ausnahme für den Einzelhandel soll Gewerbebetrieben, deren 
Produktpalette ein flächenbeanspruchendes Sortiment umfasst, die gleichen 
Möglichkeiten wie den vorstehend genannten Betrieben eröffnen. Insbeson-
dere Kfz-Reparaturwerkstätten, die gleichzeitig einen Gebraucht- oder Neu-
wagenhandel betreiben, Zimmerei- oder Tischlereibetriebe, die Möbel, Zäu-
ne, Carports o.ä. herstellen, oder der Baustoffgroßhandel benötigen für die 
vorgenannten Produkte erhebliche Stellflächen. Diesem Umstand soll durch 
eine weitere begrenzte Ausnahmeregelung Rechnung getragen werden. 
Gemeinsame Begründung: 
Von dem vorstehend im Ausnahmewege ermöglichten Einzelhandel gehen 
nicht die in der Begründung zum grundsätzlichen Einzelhandelsausschluss 
angeführten Gefährdungen für die städtebauliche Entwicklung aus. 
 
Muster für eine textliche Festsetzung im Bebauungsplan 
1. Gemäß § 1 Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 9 Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) sind im Gewerbegebiet Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen. 
1.1 Ausnahmsweise sind Einzelhandelsbetriebe bis zu einer Größe von max. 
300 m2 Geschossfläche / alternativ 200/250 m2 Verkaufs- und Ausstellungs-
fläche zulässig, wenn sie – nicht mit Waren und Gütern des täglichen Be-
darfs handeln, – in einem unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zu-
sammenhang mit einem Großhandels-, Produktions-, Dienstleistungs- oder 
Handwerksbetrieb stehen und – diesem gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sind. 
1.2 Eine Überschreitung der max. zulässigen Geschossfläche von 300 m2 / 
alternativ Verkaufs- und Ausstellungsfläche von 200/250 m2 für den Einzel-
handelsanteil kann darüber hinaus bis zu max. 1.200 m2 Geschossfläche / 
alternativ … m2 Verkaufs- und Ausstellungsfläche ausnahmsweise zugelas-
sen werden, wenn es sich um Gewerbebetriebe des Kfz-Handwerks, des 
holzver- oder holzbearbeitenden Bereichs einschließlich Möbel oder des 
Bau- und Gartenbedarfs handelt; auf eine Unterordnung des Einzelhandels-
anteils im Sinne der Ziffer 1.1, 3. Spiegelstrich kann in diesem Fall verzichtet 
werden. 
1.3 Bei der Ermittlung der Geschossflächen nach Ziffer 1.1 und 1.2 sind die 
Flächen von Aufenthaltsräumen in Nichtvollgeschossen, einschließlich der 
zu ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungs-
wände ganz mit zurechnen (§ 20 Abs. 3 Baunutzungsverordnung). 
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1.2 Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein 
07.07.2014 

 
Unsere Stellungnahme vom 23.01.2014 wurde richtig in die 7. Änderung des 
Flächennutzungsplans und in die Begründung des Bebauungsplans Nr. 16 
übernommen. Sie ist weiterhin gültig. 
 
Stellungnahme vom 23.01.2014 
Wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmäler 
durch die Umsetzung der vorliegenden Planung feststellen. 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen 
entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrich-
tigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. 
Verantwortlich hier sind gem. § 14 DSchG (in der Neufassung vom 12. Ja-
nuar 2012) der Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 
 

 
 
 
Der Stellungnahme wurde bereit gefolgt. 

1.3 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des 
Landes Schleswig-Holstein, Technischer Umweltschutz 
11.07.2014 

 
zu den o.a. Vorhaben bestehen aus der Sicht des Immissionsschutzes recht-
liche Bedenken bzgl. der textlichen Festsetzung 1.14. 
Im Gewerbegebiet wurde für den jeweiligen Beurteilungszeitraum nur ein 
Emissionskontingent festgesetzt, so dass hier keine Gliederung im Sinne von 
Nr. 24 des § 9 BauGB vorliegt und nach der Rechtsprechung daher unzuläs-
sig wäre (siehe z.B. OVG Koblenz, Urteil vom 02.05.2011, Az.:8C11 261/10). 
Aus diesem Grund müsste das Gewerbegebiet mindestens über zwei unter-
schiedliche Kontingente je Beurteilungsraum gegliedert werden. 
Alternativ könnte man gänzlich auf die Gliederung des Gebietes verzichten, 
da zum einen das vorgeschlagene Tag-Emissionskontingent dem eines un-
eingeschränkten Industriegebiets entspricht. Im Übrigen würde dieser Wert 
bereits dazu führen, dass der Immissionswert für Betriebsleiterwohnungen 
im Gewerbegebiet nicht mehr eingehalten werden kann. Zum anderen be-
steht auch für eine Nachtkontingentierung kein bauplanungsrechtliches Er-
fordernis, da aufgrund der Lage des Gebietes (angrenzend an bestehendes 
GE-Gebiet, keine unmittelbar angrenzenden WA-Gebiete) der Planungs-
grundsatz des § 50 BlmSchG beachtet wurde. Die einzelnen im Außenbe-

 
 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die textliche Festsetzung 1.14 wird gestrichen. 
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reich gelegenen Wohnbebauungen genießen den Schutzbedürftigkeit eines 
MI-Gebietes, so dass eine Abstufung der Nutzungen gewährleistet ist. 
Es wird daher vorgeschlagen die Festsetzung 1.14 zu streichen. 
Sollte seitens der Gemeinde eine dann zweigliedrige Kontingentierung des 
Gebietes beibehalten werden, so wäre, damit der Bebauungsplan nicht an 
einem Verkündungsmangel leidet, weil er nicht darauf hinweist, dass die der 
Emissionskontingentierung zugrunde liegende DIN 45691 "Geräuschkontin-
gentierung" von Dezember 2006 bei der zuständigen Amtsverwaltung einge-
sehen werden könne, ein entsprechender Hinweis in den textlichen Festset-
zungen aufzunehmen. Zu diesem formellen Erfordernis wird auf die Ent-
scheidung des OVG NRW, Urteil vom 9. November 2012 - 2 D 63/11.NE 
verwiesen. 
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1.4 Kreis Pinneberg – Fachdienst Umwelt (7. Änd. des FNP) 
18.07.2014 

 
Untere Bodenschutzbehörde:  
Die 7.te Änderung des F-Planes der Gemeinde Appen schafft die planeri-
sche Voraussetzung für Erweiterung des Gewerbegebietes Hasenkamp und 
durchläuft den Verfahrensstand der TöB 4-2.  
Seit dem Scoping liegen der unteren Bodenschutzbehörde keine neuen Er-
kenntnisse für den Plangeltungsbereich vor, so dass der in der Begründung 
eingearbeitete Hinweis auf die Meldepflicht zum gegenwärtigen Kenntnis-
stand ausreichend.  
Ansprechpartner bei der unteren Bodenschutzbehörde:  
Herr Krause, Telefon: 04121/ 4502 2286   
 
Untere Wasserbehörde/Oberflächenwasser:  
Infolge der geplanten Neuversiegelung entstehen zusätzliche Abflussmen-
gen bei Regenereignissen. Es ist im weiteren Verlauf der Planung nachzu-
weisen, dass das vorhandene Regenklär- und Rückhaltebecken aus-
reichend für den zusätzlichen Abfluss dimensioniert ist.  
Offene Gräben sind offen zu halten. 
Auskunft erteilt: Herr Neugebauer, Tel.: 04121/4502 2301 
 
Untere Wasserbehörde – Grundwasser: 
Der F-Plan Änderung wird zugestimmt.  
Ansprechpartner: Herr Klümann, Durchwahl 04121 4502 2283 
 
Untere Naturschutzbehörde: 
Keine Bedenken. 
Auskunft erteilt Herr Hoffmann Tel.:04121/4502 2267 
 
Gesundheitlicher Umweltschutz: 
Ich habe keine Anregungen. 
Auskunft erteilt: Herr Marquardt, Telefonnummer 04121/4502 2275 
 
 
 
 

 
 
 
 
Die Stellungnahme der unteren Bodenschutzbehörde wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde/ Oberflächen-
wasser wird gefolgt.  
Die Entwässerungsplanung ist noch nicht so weit fortgeschritten, 
dass gegenwärtig eine Aussage getroffen werden kann, ob die 
Größe des vorhandenen Regenrückhaltebeckens ausreichend ist. 
Dies wird im weiteren Verlauf der Erschließungsplanung erfolgen.  
Der offene Graben am nordwestlichen Rand des Plangebietes 
bleibt bestehen. 
 
 
Die Stellungnahme der unteren Wasserbehörde - Grundwasser 
wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
Die Stellungnahme des gesundheitlichen Umweltschutzes wird zur 
Kenntnis genommen. 
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1.5 Kreis Pinneberg – Fachdienst Umwelt (B-Plan 26) 
18.07.2014 

 
Untere Bodenschutzbehörde:  
Der B-Plan 26 der Gemeinde Appen weist eine Gewerbegebietserweiterung 
im Hasenkamp aus und durchläuft den Verfahrensstand der TöB 4-2.  
Seit dem Scoping liegen der unteren Bodenschutzbehörde keine neuen Er-
kenntnisse für den Plangeltungsbereich vor, so dass der in der Begründung 
im Abschnitt 6 eingearbeitete Hinweis auf die Meldepflicht bei Auffälligkeiten 
zum gegenwärtigen Kenntnisstand ausreichend.  
Ansprechpartner bei der unteren Bodenschutzbehörde:  
Herr Krause, Telefon: 04121/ 4502 2286   
 
Untere Wasserbehörde/Oberflächenwasser:  
Infolge der geplanten Neuversiegelung entstehen zusätzliche Abflussmen-
gen bei Regenereignissen. Es ist im weiteren Verlauf der Planung nachzu-
weisen, dass das vorhandene Regenklär- und Rückhaltebecken (Az.: 423-
363-13-08/27 und 423-363-19/V-08/38) ausreichend für die ordnungsgemä-
ße Vorklärung und Rückhaltung des gesamten zusätzlich anfallenden Nie-
derschlags im zukünftigen Einzugsgebiet dimensioniert ist.  
Vorhandene offene Wasserläufe und Gräben sind offen zu halten.  
Auskunft erteilt Herr Neugebauer (Tel-Nr.: 04121 / 4502-2301) 
 
Untere Wasserbehörde – Grundwasser: 
Dem B-Plan wird zugestimmt. Die Stellungnahme vom 31.01.14 zu den 
Brunnen in der Nordwestecke wurde in der Begründung berücksichtigt  
Ansprechpartner: Herr Klümann, Durchwahl 04121 4502 2283  
 
Untere Naturschutzbehörde: 
Keine Bedenken, die Abbuchung vom Ökokonto ist bei der UNB zu beantra-
gen.  
Auskunft erteilt Herr Hoffmann Tel. 04121/4502 2267  
 
Gesundheitlicher Umweltschutz: 
Ich habe keine Anregungen.  
Auskunft erteilt: Herr Marquardt, Telefonnummer 04121/4502 2275 
 

 
 
 
 
Die Stellungnahme der unteren Bodenschutzbehörde wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde/ Oberflächen-
wasser wird gefolgt.  
Die Entwässerungsplanung ist noch nicht so weit fortgeschritten, 
dass gegenwärtig eine Aussage getroffen werden kann, ob die 
Größe des vorhandenen Regenrückhaltebeckens ausreichend ist. 
Dies wird im weiteren Verlauf der Erschließungsplanung erfolgen. 
Der offene Graben am nordwestlichen Rand des Plangebietes 
bleibt bestehen. 
 
 
Die Stellungnahme der unteren Wasserbehörde - Grundwasser 
wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde wird gefolgt. 
Die Abbuchung vom Ökokonto wird beantragt. 
 
 
 
Die Stellungnahme des gesundheitlichen Umweltschutzes wird zur 
Kenntnis genommen. 
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1.6 Kreis Pinneberg – Fachdienst Bürgerservice 
07.07.2014 
 
Die Abfallentsorgung muss sichergestellt sein.  
Bitte § 16 der UVV Müllbeseitigung beachten.  
Bitte Rast 06 (EAE 85/95) beachten. Achtung wichtiger Hinweis: Ein Müll-
fahrzeug hat folgende Maße 
10,90 m lang 
3,60 m hoch 
2,50 m breit 
Überbauungen, die die Straßenbreite im Nachhinein verengen, wie Friesen-
wälle, Hecken, Carports oder ähnliches, sind auszuschließen. 
Entsorgung muss auch während der Bauphase sichergestellt sein. 
 

 
 
 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 
Die genannten rechtlichen Vorschriften werden beachtet. Die an-
gegebenen Maße der Müllfahrzeuge werden in der Erschließungs-
planung berücksichtigt. Die Entsorgung der Müllabfuhr wir mit der 
Straßenplanung mittels Fahrkurve nachgewiesen. 
Genannte private Überbauungen in den öffentlichen Straßenraum 
hinein sind grundsätzlich nicht zulässig. 
Während der Bauphase wird im Plangebiet keine Müllabfuhr 
stattfinden. Das vorhandene Gewerbegebiet wird bezüglich der 
Müllabfuhr nicht beeinträchtigt. 
 

1.7 IHK Kiel, Zweigstelle Elmshorn 
21.07.2014 

 
wir bedanken uns für die Einbindung in das Beteiligungsverfahren und die 
Übersendung der Planungsunterlagen.  
Wir haben diese geprüft und können Ihnen mitteilen, dass wir die Schaffung 
neuer Gewerbeflächen begrüßen. 
Angesichts der benachbarten Wohnbebauung weisen wir der Form halber 
darauf hin, dass der Schutz des Wohngebiets vor Schallimmissionen der 
Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm entsprechen muss, da Ge-
räuschbelastungen für das benachbarte Wohngebiet Konfliktpotenzial bein-
haltet. 
Überdies möchten wir darauf aufmerksam machen, dass für die Standort-
wahl eines Unternehmens in vielen Fällen auch die Verfügbarkeit einer 
schnellen Internetverbindung mit hoher Datenübertragungsrate ein entschei-
dender Faktor ist. Die Breitband-Umfrage der IHK zu Kiel kam im Mai 2013 
zu dem Ergebnis, dass etwa 80 Prozent der Unternehmen in der Unterelbe-
region mit ihrem Internetanschluss unzufrieden sind und vielfach mit einer 
Übertragungsrate von sechs Mbit/s arbeiten, obgleich vielerorts Bandbreiten 
von 50 bis 100 Mbit/s benötigt werden. Daher ist der Ausbau eines leistungs-
fähigen Glasfasernetzes für die langfristige wirtschaftliche Entwicklung und 
Attraktivität des ausgewiesenen Gebiets unerlässlich. 
 

 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Bei der direkt benachbarten Bebauung handelt es sich um ein 
Gewerbegebiet, in welchem sogenannte Betriebsleiterwohnungen 
vorhanden sind. Für sie gelten die Immissionsrichtwerte der TA 
Lärm für Gewerbegebiete. Bei der in einiger Entfernung gelegenen 
Wohnbebauung an der Appener Straße und am Ossenblink han-
delt es sich um Wohnbebauung im Außenbereich, welche daher in 
Bezug auf die Immissionsrichtwerte wie ein Mischgebiet zu bewer-
ten ist. Ein Konfliktpotenzial der neuen Gewerbeflächen mit den 
vorhandenen Wohnungen in der Umgebung wird daher nicht er-
wartet. 
Fragen zur Internetverbindung werden im Rahmen der Erschlie-
ßungsplanung geklärt. 
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1.8 Handwerkskammer Lübeck 
31.07.2014 

 
nach Durchsicht der uns übersandten Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass in 
obiger Angelegenheit aus der Sicht der Handwerkskammer Lübeck keine 
Bedenken vorgebracht werden. 
Sollten durch die Flächenfestsetzungen Handwerksbetriebe beeinträchtigt 
werden, wird sachgerechter Wertausgleich und frühzeitige Benachrichtigung 
betroffener Betriebe erwartet. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

1.9 BUND-Landesverband Schleswig-Holstein 
05.08.2014 

 
der BUND bedankt sich für die Übersendung der Unterlagen und nimmt wie 
folgt Stellung: 
 
Teil l Städtebaulicher Teil und Teil ll Umweltbericht F-Plan Änderung 
und Teil-Fortschreibung Landschaftsplan: 
Naturschutzrechtliche Vorgaben 
Die lapidare Feststellung, im Wirkraum liegen keine FFH-Gebiete reicht nicht 
aus um diese Aussage zu rechtfertigen. Die FFH-Gebiete 2324-304 
Tävsmoor und 2324-303 Butterbargsmoor können durchaus im äußeren 
Wirkraum des Bebauungsplans 26 liegen. Die Entfernungen zum B-Plan und 
ggfs. deren baubedingten oder betriebsbedingten Auswirkungen auf die Ge-
biete sollten kurz thematisiert und bewertet werden. 
 
3.3 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft und Biotoptypen Umweltbericht 
Als Schutzzone zum Steilhang sind 15 m geplant. Der BUND ist der Ansicht, 
dass 15 m nicht ausreichend sind, um den Steilhang und die angrenzende 
Niederung vor betriebsbedingten Emissionen (Schall, Luftschadstoffe, Stäu-
be, Licht) zu schützen. Aus unserer Sicht ist zum Schutz und Erhalt der ge-
setzlich geschützten Biotope ein Abstand von mind. 25 m unabdingbar. Nur 
so können baubedingten oder betriebsbedingten Auswirkungen von potenti-
ellen bis jetzt nicht benennbaren Emissionen und ggfs. auch von Betriebsun-
fällen minimiert werden. 
 

 
Naturschutzrechtliche Vorgaben 
Dieser Anregung wird gefolgt. In Teil II Umweltbericht können in 
Kap. 1.2 unter „FFH- und Vogelschutzgebiete“ die kürzesten Ent-
fernungen zu den nächst gelegenen FFH-Gebieten 2324-304 
Tävsmoor (mindestens 1,6 km in westliche Richtung) und 2324-
303 Butterbargsmoor (mindestens 3,2 km in südliche Richtung) 
aufgenommen werden. Aufgrund dieser Entfernungen und da hier 
eine gewerbliche Nutzung unter den gesetzlichen Vorgaben zur 
Immissionsbegrenzung erfolgt, sind Auswirkungen durch bau-, 
anlage- oder betriebsbedingte Wirkungen aus dem geplanten Ge-
werbegebiet in den FFH-Gebieten in jedem Fall auszuschließen. 
Insofern bleibt die Aussage bestehen, dass im Wirkraum des Vor-
habens keine FFH- oder Vogelschutzgebiete liegen. 
 
Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft/ Pufferstreifen 
Der Forderung nach einem 25 m breiten Pufferstreifen zum Steil-
hang/ zur Grothwischniederung wird nicht gefolgt. 
In Teil II Umweltbericht, Kap. 1.6.1. ist ausführlich erläutert, dass 
die Sicherung eines insgesamt 15 m breiten Pufferstreifens zum 
Steilhang/ zur Grothwischniederung mit der vorgesehenen 
Knickstruktur und den beschriebenen Saumstreifen geeignet ist, 
neben Ausgleichsfunktionen eine ausreichende Minimierung für 
Störungen des Landschaftsbildes und des Naturhaushaltes durch 
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Teil B textliche Festsetzungen:  
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft  
Zu 1.7.  
Um den ökologischen Wert der Baumscheiben zu verbessern und zu erhal-
ten, sollte folgende Festsetzung mit aufgenommen werden:  
Die Baumscheiben sind zu bepflanzen. Die Bäume sind gegen Überfahren 
mit geeigneten Maßnahmen zu schützen.  
 
§ 2 Abs. 1+2 BBodSchG besagt, dass der Boden unter anderem natürliche 
Funktionen zum Erhalt von Lebensgrundlagen erfüllt. Zum Schutz dieser 
Funktionen sollte folgende Festsetzung mit aufgenommen werden:  
- Bodenverdichtungen sind durch den Baustellenbetrieb soweit wie möglich, 
zu vermeiden.  
- Gemäß § 202 BauGB i.V. m. § 12 BBodSchV ist Oberboden (Mutterboden) 
in nutzbaren Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu 
schützen. Bei Bautätigkeit ist die DIN 18915 und die DIN 18300 und für die 
Verwertung des Bodenaushubs die DIN 19731 anzuwenden.  
- Der Anteil der Bodenversiegelung ist auf das notwendige Maß zu begren-
zen.  
- Der Mutterboden muss gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand erhal-
ten und vor Vernichtung oder Vergeudung geschützt werden  
- Bei Oberbodenarbeiten müssen die Richtlinien der DIN 18320 „Grundsätze 
des Landschaftsbau-es“ DIN 18915 „Bodenarbeiten für vegetationstechni-
sche Zwecke“ und DIN 18300 „Erdarbeiten“ beachtet werden  
- Alle Fahr-, Platz- und Wegeflächen sind mit wasser- und luftdurchlässigen 
Aufbau herzustellen. Die für die Wasser- und Luftdurchlässigkeit des Bodens 
wesentlich mindernden Befestigungen – wie Betonunterbau, Fugenverguss 
oder Betonierung – sind unzulässig.  
- Auf nicht bebauten Flächen ist die Durchlässigkeit des Bodens wieder her-
zustellen.  
 

das geplante Gewerbegebiet zu gewährleisten. Der BUND setzt 
sich mit diesen Argumenten nicht auseinander und liefert keine 
inhaltliche naturschutzfachliche bzw. -rechtliche Begründung, wa-
rum aus seiner Sicht der Pufferstreifen „…von mindestens 25 m 
unabdingbar….“ ist.  
In Bezug auf die vom BUND angesprochenen Immissionen erfolgt 
durch den Pufferstreifen auch eine Minimierung betriebsbedingter 
Immissionen (s. Teil II Umweltbericht, Kap. 1.6.1. und Abbildung 
5). Dabei ist deutlich darauf hinzuweisen, dass sich die vom BUND 
befürchteten „….potenziell bis jetzt nicht benennbaren Emissio-
nen….“ durch die geltenden gesetzlichen Regelungen zu Lärm, 
Schadstoffen und Stäuben (wie die Bundes-Immissionsschutz-
verordnungen, sowie die TA Lärm oder die TA Luft) für das Ge-
werbegebiet sowohl bau- wie betriebsbedingt in einem festgeleg-
ten Rahmen bewegen, so dass sich erhebliche Beeinträchtigungen 
von im angrenzenden Bereich des Steilhang/ der Grothwischnie-
derung vorkommenden Pflanzen, Tieren und Biotopen ausschlie-
ßen lassen (vgl. a. Anhang zum Teil II Umweltbericht: Faunistische 
Potenzialabschätzung und artenschutzfachliche Betrachtung).  
In Bezug auf Lichtimmissionen wird darüber hinaus auf die Fest-
setzung 1.12 im B-Plan verwiesen, die nur Lampen und Beleuch-
tungsanlagen mit wirkungsarmem Spektrum für Vögel und Insek-
ten zulässt und über die Festlegung von Abstrahlwinkeln für nach 
unten gerichtete Lichtkegel sorgt. Durch diese Festsetzung sind 
erhebliche Beeinträchtigungen von Pflanzen, Tieren und Biotopen 
im angrenzenden Bereich des Steilhang/ der Grothwischniederung 
durch Lichtimmissionen auszuschließen. 
Die Argumentation, Betriebsunfälle durch Pufferstreifen vom Ein-
dringen in naturnahe Gebiete abzuhalten, kann nicht nachvollzo-
gen werden. Betriebsunfälle sind durch geltende gesetzliche Re-
gelungen, Richtlinien und technische Normen in den einzelnen 
Gewerbesparten zu vermeiden bzw. für potenzielle Havariefälle 
sind technische Rückhaltesysteme vorzusehen. 
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Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft/ Baumscheiben 
Der Anregung wird gefolgt und der Zusatz in die Festsetzung auf-
genommen. 
 
Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft/ Bodenschutz 
Der Anregung, alle Fahr-, Platz- und Wegeflächen mit wasser- und 
luftdurchlässigem Aufbau herzustellen, wird nicht gefolgt. Eine 
entsprechende textliche Festsetzung wird nicht aufgenommen. 
Dies ist aus technischen Gründen im Gewerbegebiet nicht sinnvoll, 
da eine hohe Beanspruchung der Flächen durch den Lkw-Verkehr 
zu erwarten ist, Verunreinigungen von Fahrzeugschmier- bzw. -
kraftstoffen erfolgen können und potenziell mit Stoffen umgegan-
gen wird, die nicht in den Boden und das Grundwasser gelangen 
sollten. 
Alle anderen Punkte können in Teil II Umweltbericht, Kap. 1.3.2 
unter den Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen aufge-
nommen werden. 
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1.10 Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH 
07.07.2014 

 
wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 3.7.2014. 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH 
gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend 
macht. Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen un-
seres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen 
ist unsererseits derzeit nicht geplant. Eine Erschließung des Gebietes erfolgt 
unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Diese sind in der Regel ohne Beteili-
gung des Auftraggebers an den Erschließungskosten nicht gegeben.  
Wenn Sie an einem Ausbau interessiert sind, sind wir gerne bereit, Ihnen ein 
Angebot zur Realisierung des Vorhabens zur Verfügung zu stellen. Bitte set-
zen Sie sich dazu mit unserem Team Neubaugebiete in Verbindung: 
Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH  
Neubaugebiete KMU 
Südwestpark 15 
90449 Nürnberg 
Neubaugebiete@Kabeldeutschland.de 
Bitte legen Sie einen Erschließungsplan des Gebietes Ihrer Kostenanfrage 
bei. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

1.11 Deutsche Telekom Technik GmbH 
31.07.2014 

 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt)- als Netz-
eigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG- hat die 
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rech-
te und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren 
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stel-
lungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzuneh-
men: 
ln allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen 
mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,30 m für die Unterbringung 
der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstand-

 
 
 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 
Auf die vorzusehenden Leitungszonen und das genannte Merk-
blatt wird in der Begründung zum B-Plan im Kapitel 5 Ver- und 
Entsorgung hingewiesen. Als Festsetzungen werden sie nicht in 
den B-Plan aufgenommen. 
Die rechtzeitige Anzeige des Baubeginns erfolgt im Rahmen der 
Erschließungsplanung. 
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orte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesell-
schaft für Straßen und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe insbesondere 
Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baum-
pflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunika-
tionslinien der Telekom nicht behindert werden. 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Ko-
ordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Lei-
tungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungs-
maßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik 
GmbH unter der im Briefkopf genannten Adresse so früh wie möglich, min-
destens 2 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 
 

 





 
Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 902/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 03.11.2014 
Bearbeiter: Uwe Denker AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Bauausschuss der Gemeinde Appen 20.11.2014 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Appen 25.11.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 02.12.2014 öffentlich 

 
Gehweg an der nordwestlichen Seite der Wedeler Ch. ab Heidekrug bis 
Appener Straße - Antrag 
 
Sachverhalt: 
 
Eine Anwohnerin hat sich, wie bereits am 02.09.2014 im Bauausschuss der Gemein-
de beraten, an den Kreis Pinneberg wegen der Verkehrssituation in der Wedeler Ch. 
gewandt. 
Der Bauausschuss hat einen Prüfauftrag an die Verwaltung gesandt mit der Frage, 
ob eine Herrichtung des Gehweges mit Betonpflaster oder wassergebunden so mög-
lich ist, dass eine spätere Anpassung an Landesstraße erfolgen kann. 
Hinzu kommt, dass die Verkehrsaufsicht einen Gehweg fordert. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Aus Sicht der Verwaltung sind es nicht nur Bürger und die Verkehrsaufsicht, welche 
einen Gehweg für notwendig halten. Bereits im Jahr Dezember 2011 hat die Kreis-
verkehrsgesellschaft Pinneberg (KVIP) den Ausbau der Haltestelle Rollbarg (Fahrt-
richtung Holm/Wedel) gewünscht. Dieses vor dem Hintergrund einer behindertenge-
rechten Gestaltung der Haltestelle mit einer Anbindung an bestehende Gehwege. 
Die vor der Gaststätte vorhandene Haltestelle erfüllt überhaupt keine der heute not-
wendigen Anforderungen. Sie ist weder behindertengerecht, hat keine erhöhte Bord-
steinkante und keinen gesicherten Überweg zur anderen Straßenseite.  
Die Verwaltung hatte seinerzeit vorgeschlagen, die Haltestelle gegenüber Rissener 
Weg einzurichten und den Gehweg in Richtung Lichtzeichenanlage Appener Straße  
zu bauen. 
 
Der Bau eines Gehweges macht aus Sicht der Verwaltung aus den vorstehend erläu-
terten Gründen Sinn. Allerdings auch eine Verlegung der Haltestelle. Hier muss al-
lerdings erkannt werden, dass eine solche Maßnahme erhebliche Mittel erfordert. 

Ö  14



Ursprünglich hätte die Verwaltung gegen einen Bau zu dieser Zeit plädiert, da viele 
die Fortführung der Sanierung der Landesstraße 105 in naher Zukunft erwarten und, 
da die Planungen noch nicht fertig sind, hier Probleme bei der Anlage einer Bushal-
testelle und eines Gehweges erwartet werden könnten. 
 
In dem Erhaltungsprogramm des Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und 
Technologie Schleswig-Holstein ist allerdings kurzfristig keine Sanierung der L 105 
(Abschnitt Kreisverkehr Pinneberg bis Kreisverkehr Appen-Etz K15) bis Ende 2017 
geplant und vorgesehen. Nach Rücksprache mit dem Landesbetrieb Straßenbau und 
Verkehr in Itzehoe wird der Zustand der Straße als nicht so kritisch gesehen. 
Frau Dautwiz, LBV-SH Itzehoe (Leitung Geschäftsbereich 3), äußerte auf Nachfrage 
keine Bedenken gegen die Maßnahme Gehweg/Bushaltestelle. Allerdings muss die 
Entwässerung der Straße in diesem Bereich weiterhin sichergestellt bleiben. Ebenso 
ist eine sichere Nutzung des Gehweges durch bauliche Maßnahmen, Bordstein oder 
Rückhaltesystem einzuplanen. Sollte sich bei einer eventuell späteren Sanierung der 
Landesstraße Probleme mit der Anpassung an den neuen Gehweg/Haltestelle erge-
ben, so gehört diese Einrichtung dann zum Bestand und muss dann ggf. angepasst 
werden. Eine entsprechende Nutzungsgenehmigung für diese Einbauten in den 
Straßenkörper des Straßenbaulastträgers zum jetzigen Zeitpunkt ist möglich. 
 
Kostensituation: 
Maßnahme Kosten brutto Bemerkung 
Bau Gehweg mit Bordstein/Beton-Pflasterstein, 
von Appener Str. (LZA) bis Parkplatz Heidekrug, 
einschl. Bau einer Entwässerung 
 

47.000 € Hiermit würde dem Antrag 
der Bürgerin entsprochen, 
Gehweg bedarf kaum  
jährlicher Unterhaltung 

Bau Gehweg mit Bordstein/wassergebundener 
Oberfläche , von Appener Str. (LZA) bis Parkplatz 
Heidekrug, einschl. Bau einer Entwässerung 
 

39.000 € Hiermit würde dem Antrag 
der Bürgerin entsprochen, 
Gehweg bedarf mind. ei-
ner jährlichen Unterhal-
tung 

Bau Gehweg mit Bordstein/Beton-Pflasterstein, 
von Appener Str. (LZA) bis neue Haltestelle, ein-
schl. Bau einer Entwässerung 
 

42.000 € Hiermit würde dem Antrag 
der Bürgerin entsprochen, 
und auch den Vorstellun-
gen des ÖPNV, Gehweg 
bedarf kaum  jährlicher 
Unterhaltung 

Bau Gehweg mit Bordstein/wassergebundener 
Oberfläche , von Appener Str. (LZA) bis neue Hal-
testelle, einschl. Bau einer Entwässerung 
 

35.000 € Hiermit würde dem Antrag 
der Bürgerin entsprochen, 
und auch den Vorstellun-
gen des ÖPNV, Gehweg 
bedarf mind. einer jährli-
chen Unterhaltung 

Verlegung der Haltestelle Rollbarg, Lage gegen-
über Rissener Weg, behindertengerechter Ausbau, 
ohne Fahrgastunterstand (FGU) 
 

15.000 € Hiermit würde den Vorstel-
lung des ÖPNV entspro-
chen, Haltestelle ist be-
hindertengerecht, aller-
dings ohne Fahrgastunter-
stand. 

Verlegung der Haltestelle Rollbarg, Lage gegen-
über Rissener Weg, behindertengerechter Ausbau, 
mit Fahrgastunterstand (FGU) 
 

24.000 € Hiermit würde den Vorstel-
lungen des ÖPNV ent-
sprochen, Haltestelle ist 
behindertengerecht, mit 
Fahrgastunterstand.  



 
 
 
Finanzierung: 
 
Je nach gewünschter Ausführung und Ausgestaltung ergeben sich unterschiedliche 
Kosten. 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Für den behindertengerechten Ausbau und die Verlegung der Haltestelle mit Ge-
samtkosten 39.000 € incl. Ing.-Büro und Mwst. kann ein Antrag auf Bezuschussung 
bei der Südholsteinisch Servicegesellschaft mbH gestellt werden. Hier könnte ein 
Zuschuss in Höhe von 75 % auf die Nettokosten (28.700 €) ohne Ing.-Büro fließen, 
also 21.500 € Zuschuss. 
Der Bau des Gehweges wird hier nicht gefördert.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
  
Der Bauausschuss empfiehlt / der Finanzausschuss empfiehlt / die Gemeindevertre-
tung beschließt folgende Maßnahmen umzusetzen (zutreffendes bitte ankreuzen!): 
 
O Gehweg, Bordstein, gepflastert, von Appener Str. bis Parkplatz Heidekrug – 
47.000 € 
 
O Gehweg, Bordstein, wassergebunden, von Appener Str. bis Parkplatz Heidekrug – 
35.000 €  
 
O Haltestelle ohne FGU, Gehweg, Bordstein, gepflastert, von Appener Str. bis neue 
Haltestelle – 57.000 € 
 
O Haltestelle ohne FGU, Gehweg, Bordstein, wassergeb., von Appener Str. bis neue 
Haltestelle – 54.000 €  
 
O Haltestelle mit FGU, Gehweg, Bordstein, gepflastert, von Appener Str. bis neue 
Haltestelle – 71.000 € 
 
O Haltestelle mit FGU, Gehweg, Bordstein, wassergeb., von Appener Str. bis neue 
Haltestelle – 63.000 € 
 
Die erforderlichen Mittel in Höhe von ___________________€ werden im Haushalt 
2015 bereitgestellt. Die Maßnahme soll hinsichtlich Förderung beantragt und bei 
Förderungszusage umgesetzt werden.  
 
 
 
 
 



__________________ 
Banaschak 
 
 
Anlagen: keine  
 
 
 



 
Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 909/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 11.11.2014 
Bearbeiter: Uwe Denker AZ: 7 / 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanzausschuss der Gemeinde Appen 25.11.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 02.12.2014 öffentlich 

 
Gehweg Hauptstraße, nördliche Seite - Oberflächenerneuerung im Zuge 
der Arbeiten der Telekom 
 
Sachverhalt: 
 
Die Telekom wird in dieser und den nächsten Wochen vom Anschlusspunkt Oster-
holder Straße bis zur Schulstraße ein Lichtwellenleiter-Kabel (LWL-Kabel)  an der 
Nordseite der Hauptstraße entlang einbauen.  
Der gemeindliche Gehweg ist in dem Bereich überwiegend  mit einer Asphaltoberflä-
che versehen. Diese ist fast durchgängig ein Flicken- und Bruchteppich. 
In einigen  Bereichen muss der Asphalt ausgebaut werden, da hier keine Leer-
rohrtrasse der Telekom vorhanden ist. In den anliegenden Plänen sind das die „rot“ 
gekennzeichneten Stellen. 
Hier bietet es sich an, auch den verbleibenden Rest Asphalt auszubauen und den 
Gehweg in den betroffenen Bereichen komplett mit Betonpflaster herstellen zu las-
sen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Wegen vorhandener alter Aufbruchbereiche (ca. 0,90 m wären von der Telekom in 
Zuge der offenen Leerrohrverlegung  wieder herzustellen) hat die Verwaltung  mit der 
von der Telekom beauftragten Firma verhandelt, im gesamten Gehweg in diesen Be-
reichen den Asphaltbelag gänzlich aufzunehmen und durch Betonpflaster grau, neu-
er Tragschicht und mit Rasenbordstein zu den Grundstücken hin zu ersetzen.  
Das Kostenangebot endet mit Gesamtkosten in Höhe von rund 35.000 € incl. Mwst.  
Das Angebot ist ortsüblich und angemessen. 
Die sanierte Gehwegfläche kostet die Gemeinde somit nur ca. 50 % der sonst  anfal-
lenden Kosten.  
 
Unabhängig davon ist es allerdings ohnehin notwendig und geplant gewesen, an der 
Hauptstraße drei defekte Straßeneinläufe zu ersetzen und kurz vor dem Pinnaubo-
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gen zwei  Versackungen mit erheblicher Pfützenbildung an der Nordseite zu beseiti-
gen. Die Kosten liegen, vor allem wegen erheblicher Erschwernisse am bestehenden 
Kanalbestand mit alten Drainagerohren und der Tatsache, dass unter den Asphalt-
schichten das alte Großpflaster liegt bei ca. 15.000 € incl. Mwst.. 
 
Da die Telekom als Auftraggeber stark auf Fertigstellung der LWL-Trasse drängt, 
möchte die Firma erst nur einen schmalen Bereich Asphalt fräsen, das Leerrohr ver-
legen, den Graben mit Asphaltfräsgut verfüllen und so verdichten, dass der Gehweg 
wieder gefahrlos genutzt werden kann. Im Gehweg wird dann erst ab Mitte Januar 
2015, je nach Witterungsverhältnissen, in den angesprochenen Bereichen der As-
phalt gänzlich entfernt und der neue Belag eingebaut. 
 
 
 
 
Finanzierung: 
  
Die in diesem Jahr ausgeführten Arbeiten an den Straßeneinläufen und den  
Versackungen in Höhe von 15.000 € werden aus dem Haushaltstitel „Bauliche Un-
terhaltung Tiefbau“ bestritten. 
Die Kosten für die Gehwegoberfläche in Höhe von 35.000 € werden erst im Jahr 
2015 kassenwirksam und können z.T. aus den Haushaltsresten aus 2014 des De-
ckungskreises gedeckt werden. Der Rest wäre dann ggf. in einem Nachtragshaushalt 
2015 bereit zu stellen. 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
keine 
 
 
Beschlussvorschlag: 
  
Der Finanzausschuss empfiehlt / die Gemeindevertretung beschließt die Maßnahme 
in der beschriebenen Form, einschl. der Finanzierung, durchzuführen und genehmigt 
damit die notwendige Eilentscheidung des Bürgermeisters. 
 
 
 
__________________ 
Banaschak 
 
 
 
Anlagen: Angebot Gorski;  geplante Gehwegbereiche  
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